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§ 4

In § 5 werden eingefügt:

An der Clemenskirche und Maria-Euthymia-
Platz; 

gestrichen werden: 

Klemensstraße 22-26 und Loerstraße 5-8.

§ 5

In § 9 (2) wird angefügt:

4. als Lichtprojektionen. 

In Absatz 3 der Begründung wird nach
Satz 2 eingefügt:

Durch Lichtprojektion lassen sich Werbe-
flächen im Umfeld der Stätte der Leistung
erzeugen.

§ 6

§ 11 (2) erhält folgende Fassung:

Spannbänder und Fahnen können an An-
lagen für kulturelle Zwecke zugelassen
werden. Das gilt auch für kulturelle Ver-
anstaltungen außerhalb solcher Anlagen,
jedoch längstens für 2 Wochen. Spann-
bänder und Fahnen können auch für Ver-
anstaltungen gewerblicher Art gestattet
werden, im Einzelfall jedoch nicht häufiger
als viermal für längstens 2 Wochen im
Jahr; ausgenommen ist der Straßenzug
Prinzipalmarkt - Bogenstraße.

Die Begründung hierzu wird wie folgt ge-
fasst:

Spannbänder und Fahnen sind Anlagen,
die das Erscheinungsbild von Gebäuden,
Straßen  und Plätzen wesentlich verän-
dern. Solche Veränderungen sind bei
Straßen-, Stadtteil- und Stadtfesten üb-
lich. Spannbänder und Fahnen können
auch als Werbeanlagen kultureller Ein-
richtungen wie Museen und Theater hin-
genommen werden. An Geschäften sind
sie nur zu vertreten, wenn ein besonderer
Anlass (z. B. Eröffnung, Jubiläum, Sonder-
verkauf) besteht. Die Werbung ist auch
auf die übliche Dauer und Häufigkeit sol-
cher Veranstaltungen begrenzt. Der
Straßenzug Prinzipalmarkt - Bogenstraße
bleibt wegen seiner besonderen Gestalt-
qualität von geschäftlicher Werbung mit
Fahnen und Spannbändern ausgeschlos-
sen.

Öffentliche Bekanntmachungen

Satzung zur Änderung der Satzung
der Stadt Münster zur Erhaltung
der städtebaulichen Eigenart, zum
Schutz des Orts- und Straßenbildes
und zur Erweiterung der Genehmi-
gungspflicht für Werbeanlagen in
der Altstadt - Altstadtsatzung
Münster - vom 11. 10. 1989 (Amts-
blatt der Stadt Münster 1989, 
S. 208) vom 27. Februar 2004

Der Rat der Stadt Münster hat am 4. 2.
2004 auf Grund des § 172 Baugesetz-
buch (BauGB, in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 27.8.1997, BGBl. I,
S. 2141, 1998 I S. 137, zuletzt geändert
durch Artikel 12 des Gesetzes vom 23. 7.
2002, BGBl. I, S. 2850), des § 86 Landes-
bauordnung (BauO NRW, in der Fassung
vom 1. 3. 2000, GV.NRW. S. 256, zuletzt
geändert durch Gesetz vom 22. 7. 2003,
GV.NRW. S. 434), und der §§ 7 und 41
Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (GO NRW, in der Fassung
vom 14. 7. 1994, GV.NRW. S. 666, zuletzt
ge-ändert durch Artikel 1 des Gesetzes
vom 29. 4. 2003, GV.NRW. S. 254) folgen-
de Änderungen der Altstadtsatzung
Münster beschlossen:   

§ 1

In Absatz 1 Satz 2 der Begründung zu § 1
(3) wird § 62 (2) Nr. 2 Satz 1 BauO NW
durch § 65 (2) Nr. 2 Satz 1 BauO NRW er-
setzt.

§ 2

§ 2 Satz 1 erhält folgende Fassung:

Im Geltungsbereich dieser Satzung be-
dürfen der Rückbau, die Änderung oder
die Nutzungsänderung baulicher Anlagen
einer Genehmigung nach § 172 BauGB.

§ 3

§ 3 (1) Satz 2 erhält folgenden Wortlaut:

Spiegelnde Materialien sowie grelle Far-
ben und Lichtprojektionen sind unzuläs-
sig.
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§ 7

In § 14 (1) werden eingefügt: 

An der Clemenskirche, Gruetgasse, Maria-
Euthymia-Platz und Platz des Westfälischen
Friedens; 

gestrichen werden: 

Klemensstraße 23-26 und Loerstraße 5- 8.

§ 14 (2) wird als letzter Satz angefügt: 

Im Übrigen gilt § 12 der Altstadtsatzung.

§ 8

§ 15 (1) Satz 2 erhält folgende Fassung:

Neben der Firmen- und Branchenbezeich-
nung ist höchstens ein weiterer Hinweis
auf Waren oder Leistungen durch Text
oder Zeichnung zulässig.

Nach § 15 (1) Absatz 1 wird angefügt: 

Für Firmen in Obergeschossen kann ab-
weichend die Anbringung von Werbean-
lagen bis zur Unterkante der Fenster des
zweiten Obergeschosses gestattet werden.

Die Begründung hierzu wird wie folgt ge-
fasst:

In Obergeschossen dürfen Firmen werben,
soweit sie ihre Geschäftsräume nur dort
haben und ihnen das Erdgeschoss für
Werbung nicht zur Verfügung steht. Aus-
geschlossen sind die weiteren Oberge-
schosse und der Traufenbereich; andern-
falls würden die Gebäude in Kontur und
Gestalt gestört.

In § 15 (4) wird gestrichen:

Gruetgasse.

§ 9

§ 16 (1) Satz 2 erhält folgende Fassung:

Neben der Firmen- und Branchenbezeich-
nung ist höchstens ein weiterer Hinweis
auf Waren oder Leistungen durch Text
oder Zeichnung zulässig.

In § 16 (3) wird eingefügt:

Klarissengasse.

§ 10

§ 17 letzter Satz wird wie folgt geändert:

Eine Gesamtfläche von 1,00 m 2 je Gebäu-
deseite darf nicht überschritten werden.

§ 11

§ 18 wird wie folgt geändert:

Werbung in und an Schaufenstern

In und an Schaufenstern sind Werbeanla-
gen zulässig, wenn ihre Gesamtfläche ein
Viertel der Schaufensterfläche nicht über-
schreitet.

Die Begründung wird wie folgt gefasst: 

Die Vorschriften für Außenwerbung werden
häufig durch Beschriftungen, Bemalungen
und Beklebungen von Schaufensterflächen

sowie durch Auslagen oder Dekorationen
in Schaufenstern unterlaufen. Ihre Wirkung
kann störender sein als die von selbststän-
digen Anlagen.

Werbung in und an Schaufenstern soll da-
her nur gestattet werden, soweit die Wer-
befläche ein Viertel der Schaufensterfläche
nicht überschreitet.

§ 12

In § 20 Satz 1 wird 0,50 m 2 durch 1,00 m 2

ersetzt.

Nach Satz 2 wird angefügt:

Die Genehmigungspflicht gilt nicht für
Werbung nach § 18.

Die Absätze 1 und 2 der Begründung wer-
den wie folgt gefasst:

Nach § 65 (1) Nr. 33 BauO NRW sind Wer-
beanlagen bis zu einer Größe von 1,00 m 2

genehmigungsfrei. Nach § 65 (1) Nr. 35
BauO NRW sind auch Werbeanlagen ge-
nehmigungsfrei, die an der Stätte der Leis-
tung vorübergehend angebracht oder auf-
gestellt werden. Mit solchen Anlagen wer-
den die Bestimmungen der Altstadtsatzung
aber häufig unterlaufen. Die erweiterte Ge-
nehmigungspflicht erlaubt es, auch solche
Vorhaben zu überprüfen und mit der Sat-
zung in Einklang zu bringen. 

Fahnen und Spannbänder sind gestalte-
risch erheblich wirksam und können daher
selbst befristet nur ausnahmsweise zuge-
lassen werden.

In Absatz 3 Satz 1 der Begründung wird §
81 (2) Nr. 1 BauO NW durch § 86 (1) Nr. 2
BauO NRW ersetzt.

§ 13

§ 21 erhält folgende Fassung:

Für Warenautomaten gelten die §§ 9, 10,
13 Satz 1, 17, 19 und 20 entsprechend.

Satz 2 der Begründung wird wie folgt ge-
fasst: 

Deshalb unterliegen sie ebenfalls Ein-
schränkungen und bedürfen der Geneh-
migung.

§ 14

In § 26 Satz 1 wird § 79 (1) Nr. 14 BauO
NW durch § 84 (1) Nr. 20 BauO NRW er-
setzt.

Absatz 1 der Begründung erhält folgende
Fassung:

Nach § 213 (1) Nr. 4 BauGB handelt ord-
nungswidrig, wer eine bauliche Anlage im
Geltungsbereich der Satzung ohne Ge-
nehmigung rückbaut oder ändert. Nach 
§ 84 (1) Nr. 13 BauO NRW handelt ord-
nungswidrig, wer eine bauliche Anlage
oder andere genehmigungsbedürftige An-
lagen oder Einrichtungen ohne Baugeneh-
migung oder abweichend davon errichtet,
ändert, nutzt, abbricht oder ihre Nutzung
ändert. Ordnungswidrigkeiten können

nach § 213 (2) BauGB mit einer Geldbuße
bis zu 25.000 €, nach § 84 (3) BauO NRW
mit einer Geldbuße bis zu 250.000 € ge-
ahndet werden.

Absatz 2 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

Die Satzung enthält deshalb weitere Tat-
bestände, die nach § 84 (3) BauO NRW
mit einer Geldbuße bis zu 50.000 € ge-
ahndet werden können.

§ 15

§ 27 wird um einen zweiten Absatz mit fol-
gendem Wortlaut ergänzt:

Die Änderungssatzung tritt am Tage nach
der öffentlichen Bekanntmachung in Kraft.

Satz 2 der Begründung wird gestrichen.

§ 16

Die Anlage 1 - zu § 4 Umgebungsschutz -
und die Anlage 2 - zu § 25 Zeichnerische
Darstellung - werden dem Stand der
Denkmalliste bzw. dem geänderten Sat-
zungstext angepasst.

Die vorstehende Satzung zur Änderung
der Altstadtsatzung wird hiermit öffentlich
bekanntgemacht.

Die Altstadtsatzung in der Fassung der
Änderungssatzung einschließlich zugehö-
riger Begründung kann während der
Dienststunden bei der Stadtverwaltung
Münster, im Kundenzentrum Planen - Bau-
en - Umwelt im Erdgeschoss des Stadt-
hauses 3, Albersloher Weg 33, eingesehen
werden.

Auf die Rechtsfolgen des § 7 Abs. 6 Satz
1 GO NW wird hingewiesen.

Diese Bestimmung lautet wie folgt:

§ 7 Abs. 6 Satz 1

Die Verletzung von Verfahrens- oder Form-
vorschriften dieses Gesetzes kann gegen
Satzungen, sonstige ortsrechtliche Be-
stimmungen und Flächennutzungspläne
nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Ver-
kündung nicht mehr geltend gemacht 
werden, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung
fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzei-
geverfahren wurde nicht durchgeführt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrecht-
liche Bestimmung oder der Flächen-
nutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß
öffentlich bekanntgemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Ratsbe-
schluss vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist
gegenüber der Gemeinde vorher ge-
rügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet
worden, die den Mangel ergibt.

Münster, den 27. Februar 2004

Dr. Tillmann
Oberbürgermeister



27

Satzung der Stadt Münster zur Erhaltung der städtebaulichen
Eigenart, zum Schutz des Orts- und Straßenbildes und zur
Erweiterung der Genehmigungspflicht für Werbeanlagen in
der Altstadt (Altstadtsatzung Münster) vom 11. 10. 1989
(Amtsblatt der Stadt Münster 1989, S.208)

In der Fassung der Änderungssatzung vom 27. Februar 2004
(Amtsblatt der Stadt Münster 2004, S. 25)

Der Rat der Stadt Münster hat am 13. 9. 1989 aufgrund des § 172
Baugesetzbuch (BauGB), des § 81 Landesbauordnung NW
(BauO NW) und der §§ 4 und 28 Gemeindeordnung NW folgende
Satzung (linke Spalte) einschließlich Begründung (rechte Spalte)
beschlossen: 

§ 1 
Geltungsbereich

(1) Diese Satzung gilt für alle baulichen Anlagen. Sie gilt auch für
Grundstücke sowie für andere Anlagen und Einrichtungen, an die
in dieser Satzung Anforderungen gestellt werden, unabhängig
von einer bestehenden Genehmigungspflicht.    

(2) Diese Satzung gilt für die innerhalb des Promenadenringes
gelegene Altstadt, die Promenade mit den angrenzenden Grün-
anlagen, den Hörsterplatz, den Schlossgarten einschließlich der
Gräften, den Kasinogarten, den Überwasser-Friedhof sowie für
folgende Grundstücke:

Am Kanonengraben 2 a, 2 b 
Am Kreuztor 1
Am Stadtgraben 52
Coerdeplatz 1, 1 a
Eisenbahnstraße 1 - 17 (ungerade Hausnummern)
Gartenstraße 1 - 23 (ungerade Hausnummern) 
Himmelreichallee 20 - 50 (gerade Hausnummern)
Hindenburgplatz 55 - 75 (ungerade Hausnummern), 
74 - 78 (gerade Hausnummern)
Hüfferstraße 1 - 21 a
Kanalstraße 2, 3
Kastellstraße 1
Ludgeriplatz 1
Mauritzstraße 26, 27
Rudolf-von-Langen-Straße 1 - 13 (ungerade Hausnummern), 
15 a, 17, 25, 25 a - c, 27, 39, 41
Schlossgarten 3, 4
Schlossplatz 1 - 7 a
Schorlemerstraße 11 - 15 (ungerade Hausnummern)
Von-Vincke-Straße 2 - 14 (gerade Hausnummern)
Weseler Straße 1 - 5 (ungerade Hausnummern) 
Wilhelmstraße 17 a - 21 a (ungerade Hausnummern)
Windthorststraße 26
Zeppelinstraße 2 - 8 (gerade Hausnummern).

Begründung

Trotz Kriegszerstörung und wirtschaftlichen Wachstums hat Mün-
ster den Charakter seiner Altstadt bewahrt. Die weitgehend origi-
nale Wiederherstellung prägender Einzelbauten, der am Vorkriegs-
zustand orientierte Wiederaufbau des Prinzipalmarktes und ande-
rer Altstadtquartiere sowie die Fortführung der seit 1913 beste-
henden Gestaltungssatzung haben maßgeblich dazu beigetragen.
Da die Altstadt Zentrum der Gesamtstadt ist, war ihre städtebau-
liche Entwicklung begleitet vom aufmerksamen Interesse der ge-
samten Bürgerschaft.

Nach nahezu vollständigem Wiederaufbau sind die Erhaltung der
städtebaulichen Eigenart der Altstadt und der Schutz seines cha-
rakteristischen Orts- und Straßenbildes ein unverändert hochran-
giges Ziel. Dies gilt umso mehr, seit wirtschaftliche Strukturver-
änderungen die Gestaltqualität der Altstadt zunehmend beein-
flussen. Die an das novellierte Bauplanungs- und Bauordnungs-
recht angepasste Satzung enthält deshalb eine größere Zahl be-
sonderer Anforderungen, die an bauliche Anlagen, an Grund-
stücke sowie an Anlagen und Einrichtungen zu stellen sind, die
nicht unter den Begriff der baulichen Anlagen fallen. Zur Vermei-
dung von Missverständnissen wird auf die generelle Pflicht zur
Beachtung dieser Anforderungen hingewiesen.

Die besonderen Anforderungen erstrecken sich auf das Gebiet
der fürstbischöflichen Stadt. Sie war von Wallanlagen und Zita-
delle umgeben. In den Grünanlagen von Promenade und Schloss-
garten, die an ihre Stelle getreten sind, ist der alte Stadtumriss
noch heute erkennbar. Die stadtauswärts angrenzenden Flächen
und Grundstücke sind, soweit sie das Erscheinungsbild der
Grünanlagen mitprägen, in den Geltungsbereich der Satzung 
einbezogen.
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Soweit nicht in der Satzung besondere Anforderungen gestellt
sind, gelten die allgemeinen Vorschriften der Landesbauordnung.
Aufgrund dieser Vorschriften bedürfen Änderungen der äußeren
Gestaltung, z.B. durch Anstrich, Dacheindeckung, Austausch von
Fenstern und Türen, die nach § 65 (2) Nr. 2 Satz 1 BauO NRW
genehmigungsfrei sind, im Satzungsbereich der Baugenehmigung.

Der Satzung gehen baugestalterische Festsetzungen in Bebau-
ungsplänen vor, die zur Regelung besonderer Verhältnisse getrof-
fen sind. Unberührt bleiben auch weitergehende Anforderungen
aufgrund des Denkmalschutzgesetzes.

Der größte Teil der Altstadt wurde im Krieg zerstört, kein Gebäude
blieb unversehrt. Mit der Wiederherstellung der prägenden Ge-
bäude, Straßen und Plätze blieb aber die Identität der Altstadt
gewahrt. Die Erhaltung der historischen Substanz ist deshalb
vorrangiges Ziel der städtebaulichen Planung.

Die Rekonstruktion von Kirchen, Adelshöfen und Bürgerhäusern
und der Wiederaufbau des Prinzipalmarktes können jedoch nicht
darüber hinwegtäuschen, dass die Wiederherstellung des Raum-
gefüges nicht überall gelang. Wachsende Flächenansprüche
durch Wirtschaft und Verkehr sowie wechselnde Architekturauf-
fassungen hatten erhebliche Veränderungen zur Folge. Auch
wenn die bauliche Entwicklung der Altstadt nahezu abgeschlos-
sen erscheint, werden wegen ihrer wirtschaftlichen Bedeutung
Änderungen nie auszuschließen sein. Dabei können selbst klein-
ste Maßnahmen sich in der Summe nachhaltig auf das Erschei-
nungsbild auswirken.

Soll der räumliche und gestalterische Zusammenhang der Alt-
stadt nicht verloren gehen, müssen die sie prägenden Elemente
umfassender geschützt und Planungen sorgfältiger auf den histo-
rischen Rahmen abgestimmt werden. Der Genehmigungsvorbe-
halt nach § 172 BauGB erlaubt es, alle Vorhaben auf diese
Bedingungen hin zu überprüfen. 

Die Satzung soll die räumliche Identität und geschichtliche Kon-
tinuität der Altstadt wahren helfen. Sie soll keine gestalterische
Gleichförmigkeit erzeugen, sondern den Rahmen setzen für die
Entfaltung künstlerischer Tätigkeit. Die geschichtliche Entwick-
lung soll ablesbar bleiben. Es werden deshalb keine historisieren-
den Nachahmungen erwartet, sondern zeitgemäße Beiträge, die
sich in die gewachsene Umgebung einfügen.

Der historische Charakter der Altstadt verlangt besondere Rück-
sichtnahme; sie ist abhängig von den jeweiligen Gegebenheiten.
Soweit sich diese Gegebenheiten zu einer schützenswerten Ei-
genart verdichtet haben oder zu einer erstrebenswerten Eigenart
verdichten sollen, sind in der Satzung Anforderungen gestellt.
Einige Anforderungen erstrecken sich auf den gesamten Geltungs-
bereich, andere nur auf Teile. Entsprechende Bestandsaufnah-
men sind vorausgegangen.

Spiegelnde Materialien, grelle Farben und Lichtprojektionen sind
grundsätzlich ausgeschlossen. Mit dem Ausschluss soll der
wachsenden Bevorzugung auffälliger Materialien und Farben
durch Bauherren und Architekten wirksamer begegnet werden.  

Trotz großer Formenvielfalt weist die Altstadt insgesamt ein ge-
schlossenes Erscheinungsbild auf. Es ist gekennzeichnet durch
wenige ortstypische Materialien und handwerkliche Bauweisen.
Von ihnen darf nur abgewichen werden, wenn die Einordnung in
den gestalterischen Zusammenhang gelingt.

(3) Die Vorschriften dieser Satzung sind nicht anzuwenden, so-
weit in Bebauungsplänen abweichende Festsetzungen enthalten
sind. Sonstige Vorschriften aufgrund der Landesbauordnung oder
des Denkmalschutzgesetzes bleiben unberührt. 

§ 2
Erhaltung der städtebaulichen Eigenart

(1) Im Geltungsbereich dieser Satzung bedürfen der Rückbau, die
Änderung oder die Nutzungsänderung baulicher Anlagen einer
Genehmigung nach § 172 BauGB. Die Genehmigung darf versagt
werden, wenn die bauliche Anlage allein oder im Zusammenhang
mit anderen baulichen Anlagen die Stadtgestalt, das Orts- oder
Straßenbild prägt oder sonst von städtebaulicher, insbesondere
geschichtlicher oder künstlerischer Bedeutung ist.

(2) Im Geltungsbereich dieser Satzung bedarf auch die Errichtung
baulicher Anlagen der Genehmigung nach § 172 BauGB. Die Ge-
nehmigung darf versagt werden, wenn die städtebauliche Gestalt
des Gebietes durch die beabsichtigte bauliche Anlage beeinträch-
tigt wird.

§ 3
Allgemeine Gestaltungsgrundsätze

(1) Im Geltungsbereich dieser Satzung müssen bauliche Anlagen
nach Anordnung, Umfang, Form, Gliederung, Material und Farbe
mit dem historischen Charakter der Altstadt in Einklang gebracht
werden. Spiegelnde Materialien sowie grelle Farben und Licht-
projektionen sind unzulässig.

(2) Wandflächen sind in der Materialwahl dem Erscheinungsbild
anzupassen, das für die historische Altstadt charakteristisch ist.
Dieses wird geprägt durch rotes Ziegelsichtmauerwerk, glatte
Putzflächen und die Verwendung von Sandstein, vor allem für
Gliederungselemente. Hiervon abweichendes Material kann als
Ausnahme zugelassen werden, wenn es sich in Struktur und
Farbe einfügt.
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Die Gestalt der historischen Stadt war Ausdruck ihrer Nutzungen.
So spiegeln sich in den Handelshäusern die Funktionen von Ar-
beiten im Erdgeschoss und Wohnen in den Obergeschossen wie-
der. Diese Einheit ist zwar weitgehend verloren gegangen, ihr ge-
stalterischer Ausdruck aber geblieben. Aus dem Kontrast zwischen
"offenen" Erdgeschossen und "geschlossenen" Obergeschossen
bezieht die Altstadt einen Teil ihres spannungsreichen Bildes. Durch
Schaufenster oberhalb des Erdgeschosses würde es beeinträch-
tigt. Schaufenster sind deshalb in Obergeschossen auch dort zu
versagen, wo separate Geschäftsnutzungen stattfinden. 

Neben Spannung zeichnet Harmonie das Altstadtbild aus. Sie be-
ruht auf dem "menschlichen Maßstab" ihrer Bauten, Straßen- und
Platzräume. Das Maß des Menschen bestimmte auch Proportio-
nen und Gliederungen der Fassaden. Durch den technischen Fort-
schritt, der die konstruktiven und gestalterischen Grenzen spreng-
te, ist das harmonische Bild gefährdet. Gefährdet sind insbeson-
dere gewerblich genutzte Erdgeschosse. Durch die Regelung nach
Satz 2 wird verhindert, dass sie zu stark aufgerissen werden und
die gestalterische Einheit von Gebäuden verloren geht.  

Die Gestalt der mittelalterlichen Stadt war geprägt durch schmale
Baukörper auf tiefen Grundstücken. Später entstanden zahlreiche
Großbauten (z. B. Adelshöfe), die zwar den Stadtgrundriss verän-
derten, sich aber durch die Gliederung ihrer Fassaden in die Um-
gebung einfügten. In der Regel weisen sie stehende Wandöffnun-
gen auf. Solche Formate sind künftig für Fenster zwingend vorge-
schrieben. Die Vorschrift soll dazu beitragen, dass die vorhandene
Maßstäblichkeit und die Dominanz der Vertikalen gewahrt bleibt.
Bei Schaufenstern kann davon abgewichen werden, soweit sie
nach Abs. 3 gegliedert sind. Abweichungen können auch in gestal-
terisch unbedeutenden Bereichen hingenommen werden.

Wesentliches Merkmal der Altstadt ist seine Dachlandschaft. Steil
geneigte Dächer in roter Farbe bestimmen das Bild. Die Satzung
enthält deshalb Vorschriften zur Neigung, Material und Farbe von
Dächern. Die Vorschriften berücksichtigen, dass beim Wiederauf-
bau Gebäude mit flacher geneigten Dächern und Hintergebäude
mit Flachdächern versehen worden sind.

Viele der wiederaufgebauten Gebäude sind inzwischen neu einge-
deckt worden. Nicht selten wurden dabei Tondachziegel durch Be-
tondachsteine ersetzt, die kein "Farbenspiel" entwickeln. Bei zu-
nehmender Verwendung besteht die Gefahr, dass das lebendige
Erscheinungsbild der Dachlandschaft beeinträchtigt wird. Deshalb
ist Tonmaterial zwingend vorgeschrieben.

Zur Geschlossenheit der Altstadt trägt auch die Verwendung glei-
cher Bau- und Gestaltungselemente bei. So binden Dachüber-
stand und vorgehängte Rinne ganze Straßenzüge zusammen. Da
diese Elemente im gesamten Altstadtgebiet vorherrschen, soll von
ihnen nur in begründeten Einzelfällen abgewichen werden dürfen.

Der verstärkte Ausbau von Dachgeschossen hat zu gestalterisch
bedenklichen Veränderungen der gewachsenen Dachlandschaft
geführt. Teilweise treten Dachaufbauten und -einbauten zu sehr in
Erscheinung. Zur Verhinderung dieser Entwicklung sind Regelun-
gen über die Gestaltung der Dachzonen unumgänglich. Die Rege-
lungen sollen die architektonische und stadtgestalterische Ge-
schlossenheit der Dächer sichern helfen, ohne ihre Ausnutzbarkeit
über Gebühr einzuschränken.

Ebenso wie in der Dachzone können sich Veränderungen in der
Erdgeschosszone nachteilig auswirken. Hier werden immer häufi-
ger Vordächer und Markisen als Mittel der Werbung eingesetzt.
Diese primär dem Wetter- und Sonnenschutz dienenden Anlagen
können das Ortsbild durchaus bereichern; sie können es aber
auch entstellen, wenn sie ohne Rücksicht auf Straßenprofil und
Architekturgliederung angebracht werden. Die vorgesehenen Grö-
ßenbeschränkungen erlauben vielfältige Formen, reduzieren das
Volumen aber auf ein erträgliches Maß.

An Bogengängen sind Sonnenschutzeinrichtungen entbehrlich. Ge-
stalterisch wären sie auch zu beherrschend. Das gilt ebenso für
Vordächer und Ausstellmarkisen in Obergeschossen. Deshalb sind
solche Anlagen ausgeschlossen.

(3) Schaufenster sind nur im Erdgeschoss zulässig. Soweit die
Schaufenster nicht hinter Bogengängen liegen, sind sie durch
Pfeiler oder Säulen so zu gliedern, dass der historische Maßstab
der Altstadt gewahrt bleibt. 

(4) Fensterformate sind stehend auszubilden. Für Schaufenster
und untergeordnete Bauteile können Ausnahmen zugelassen
werden.

(5) Dächer sind mit einer Neigung von mindestens 35°, höchstens
60° zu versehen und mit roten Tondachziegeln zu decken. Für
Hintergebäude können Ausnahmen zugelassen werden.

(6) Die Dächer sollen einen Überstand von mindestens 0,20 m,
höchstens 0,40 m und eine vorgehängte Rinne aufweisen. Aus-
nahmen können zugelassen werden, wenn kein unmittelbarer 
Bezug zur benachbarten Bebauung besteht.

(7 Dachaufbauten, Dacheinschnitte und Dachfenster dürfen ins-
gesamt nicht mehr als die Hälfte der Gebäudebreite in Anspruch
nehmen. Sie müssen einen Mindestabstand von 0,40 m zu trauf-
seitigen Wänden und 1,20 m zu Giebelwänden einhalten. Ober-
halb des ersten Dachgeschosses sind Dacheinschnitte unzuläs-
sig; Dachaufbauten und Dachfenster können zugelassen werden,
wenn sie sich nach Umfang und Größe denjenigen im ersten
Dachgeschoss deutlich unterordnen.

(8) Vordächer und Markisen sind so anzuordnen und zu gestalten,
dass die einheitliche Gestaltung und architektonische Gliederung
baulicher Anlagen nicht gestört wird. Sie dürfen bis zu einer Tiefe
von 10 % der Breite der Verkehrsfläche, höchstens jedoch 1,20 m,
vor die Gebäudefront vortreten und vorne eine Höhe von 0,40 m,
hinten eine Höhe von 1,00 m und im Querschnitt eine Fläche von
1,00 qm nicht überschreiten. An Bogengängen sind Vordächer
und Markisen unzulässig. In Obergeschossen können nur Verti-
kalmarkisen zugelassen werden. 



§ 4
Umgebungsschutz

In der Umgebung von Baudenkmälern müssen bauliche Anlagen
so gestaltet sein, dass Erscheinungsbild und Wirkung der Bau-
denkmäler nicht beeinträchtigt werden.

§ 5
Schutz bestimmter Straßen und Plätze

In den folgenden Straßen und Plätzen von geschichtlicher und
künstlerischer Bedeutung müssen bauliche Anlagen so gestaltet
sein, dass das charakteristische Erscheinungsbild der Straßen
und Plätze nicht beeinträchtigt wird:

Aegidiikirchplatz
Alter Fischmarkt
Alter Steinweg
An der Clemenskirche
Bergstraße 1 - 10, 67 - 75
Bogenstraße 
Buddenstraße
Domplatz
Drubbel
Frauenstraße 
Hindenburgplatz 55 - 75 (ungerade Hausnummern), 
74 - 78 (gerade Hausnummern) 
Hörsterstraße
Hörstertor
Hollenbeckerstraße
Horsteberg
Jüdefelderstraße 29 - 58
Katthagen
Klosterstraße 1 - 3
Königsstraße
Kreuzstraße
Krumme Straße (zwischen Aegidiikirchplatz und Königsstraße)
Kuhstraße
Lambertikirchplatz
Ludgeristraße 36 - 68
Maria-Euthymia-Platz 
Martinikirchhof
Martinistraße
Michaelisplatz
Prinzipalmarkt
Ringoldsgasse
Roggenmarkt
Rosenplatz
Rosenstraße
Rothenburg
Salzstraße
Schlaunstraße
Schlossplatz
Servatiikirchplatz
Spiegelturm
Spiekerhof   
Überwasserkirchplatz.

Die Altstadt ist Standort einer größeren Zahl von denkmalwerten
baulichen Anlagen sowie denkmalwerten Grün-, Friedhofs- und
Parkanlagen. Sie sind wichtige Zeugnisse der wechselvollen Ge-
schichte dieser Stadt und tragen maßgeblich zur Unverwechsel-
barkeit des Stadtbildes und zur Identifizierung des Bürgers mit
seiner Stadt bei. Auf ihre Eigenart ist deshalb bei Planungen be-
sonders Rücksicht zu nehmen. In der Regel ist die erforderliche
Rücksichtnahme umso höher anzusetzen, je näher das Baudenk-
mal sich be-findet; sie kann aber auch schon bei einer Sichtbe-
ziehung gegeben sein.

Die Baudenkmäler sind in der Anlage 1 aufgelistet und in der An-
lage 2 zeichnerisch dargestellt. Da die Denkmalliste kein abge-
schlossenes Verzeichnis darstellt, sind die Baudenkmäler nur
nachrichtlich übernommen. Maßgeblich für den Umgebungs-
schutz ist der jeweilige Stand der Liste.

Nach den Zerstörungen des Zweiten Weltkrieges sind nicht nur
die Repräsentationsbauten von Kirche, Adel und Bürgerschaft,
sondern auch die wichtigsten Straßen und Platzräume wiederher-
gestellt worden. So blieb der charakteristische Altstadtgrundriss
weitgehend erhalten. Er wird geprägt durch den Dombereich, den
angrenzenden Straßenzug Prinzipalmarkt - Bogenstraße und
durch Radialstraßen, die den alten Handelswegen folgen; im
Westen ist das Schloss mit seinen Grünanlagen bestimmend.

Die Wiederherstellung des historischen Raumgefüges war nicht
überall möglich. Veränderungen in der Straßenführung, im Straßen-
raumprofil, in der Parzellenstruktur und Grundstücksausnutzung
haben sich zum Teil erheblich auf die Stadtgestalt ausgewirkt.
Deshalb verlangen die Straßen- und Platzräume, in denen auf-
grund des geretteten Baubestandes und des qualitätsvollen
Wiederaufbaus die historische Situation noch erkennbar ist, 
besondere Rücksichtnahme.
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§ 6
Schutz des Straßenzuges Prinzipalmarkt - Bogenstraße

(1) In den folgenden Straßen gelten Sonderbestimmungen:

Alter Fischmarkt 1
Alter Steinweg 1 - 7, 50
Bogenstraße
Drubbel
Lambertikirchplatz
Ludgeristraße 116
Prinzipalmarkt
Roggenmarkt
Rothenburg 1 - 3, 51 - 54
Salzstraße 1, 59 - 61.

(2) An diesen Straßen sind Giebelhäuser zu errichten. In Einzelfäl-
len können Traufenhäuser zugelassen werden. Trauf- und Firsthö-
hen sowie Zahl und Maß der Giebel, Säulen, Pfeiler und Bogen
sind der Nachbarbebauung anzupassen. Sie dürfen bei Neu- und
Umbauten nicht verändert werden.

(3) Alle gliedernden Architekturteile wie Säulen, Pfeiler, Bogen,
Gewände, Gesimse sind aus einem gelbgrauen, natürlichen
Werkstein herzustellen. Für die übrigen Fassendenflächen ist
gelbgrauer Werkstein oder gelbgrauer Kalkputz, in den Bereichen
Alter Steinweg 3 - 7, Bogenstraße, Roggenmarkt 2 - 13 und Ro-
thenburg 51 - 54 auch rotes Ziegelsichtmauerwerk zugelassen.
Werkstein, der gemasert ist oder erfahrungsgemäß eine schwar-
ze Färbung annimmt, ist nicht zu verwenden. Bauelemente und
Baustoffe, die den historischen Charakter des Straßenzuges
stören, sind untersagt.

(4) Die Wand- und Deckenflächen innerhalb der Bogengänge sind
mit einem weißgrauen Glattputz zu versehen. Verkleidungen mit
Holz oder anderen Materialien sowie in den Bogengang oder zwi-
schen die Bögen hineinragende Anlagen und Einrichtungen sind
unzulässig. Für Werbeanlagen und einheitlich gestalteten Stra-
ßenschmuck können Ausnahmen gestattet werden.

(5) Erdgeschosse sind auf der Straßenbegrenzungslinie, hinter
Bogengängen auf der inneren Fluchtlinie zu schließen. Die ge-
schlossenen Flächen dürfen bis zu 1/3 der jeweiligen Gebäude-
breite durch Passagen oder Rücksprünge unterbrochen werden.
In Bogengängen darf höchstens 3/4 der jeweiligen lichten Gang-
höhe für Schaufenster und Zugänge in Anspruch genommen
werden. Die nicht durch Fassadenteile unterbrochenen Fenster-
flächen in den Obergeschossen dürfen eine lichte Breite von 
1,25 m nicht  überschreiten. 

(6) Die Fenster sind als Kreuzsprossenfenster werk- und maß-
stabsgerecht in Holz auszuführen. Die Sprossen dürfen nicht auf
Scheiben geklebt oder in Scheibenzwischenräume eingearbeitet
sein. Wenn der gestalterische Zusammenhang gewahrt bleibt,
kann im Einzelfall eine abweichende Fensterteilung zugelassen
werden.

Der Straßenzug ist Teil der ältesten Kaufmannssiedlung vor den
Mauern der Domburg und noch heute Mittelpunkt des geschäftli-
chen und politischen Lebens. In ihm spiegelt sich die topographi-
sche und städtebauliche Situation der Anfänge dieser Stadt wieder.
Charakteristisch sind die Krümmung und das Gefälle des Straßen-
zuges, der Wechsel von engen und weiten Abschnitten und der
Kontrast zwischen gereihten Bürgerhäusern und repräsentativen
Einzelbauten (Lambertikirche, Rathaus, Stadthausturm). Nach fast
abgeschlossenem Wiederaufbau gilt es, die erhaltenswerten Merk-
male des Straßenzuges zu bewahren und weiterzuentwickeln.

Der Straßenzug ist geprägt durch Giebelhäuser, die zum Teil die
Zerstörungen des Krieges überstanden haben, zum überwiegen-
den Teil auf vorhandenen Grundstücken und Grundmauern neu
erstanden sind. Obwohl beim Wiederaufbau Gebäudekonturen
und -fassaden stark verändert wurden, blieb das städtebauliche
Gefüge unangetastet. Es wird bestimmt durch die historischen
Straßen- und Platzräume und den Rhythmus von Giebeln und
Bogengängen. Die Giebel- und Bogenreihung wird durch Trau-
fenhäuser und Straßenabschnitte ohne Bogengänge in seiner
Wirkung ergänzt und gesteigert. Die wiederhergestellten Straßen-
und Platzwände müssen deshalb in ihrer Form, Höhe und Glie-
derung erhalten, die noch vorhandenen Baulücken entsprechend
geschlossen werden.

Neben Giebeln und Bogengängen tragen Bauelemente und Bau-
materialien zum charakteristischen Erscheinungsbild des Straßen-
zuges bei. Während im Bereich des Prinzipalmarktes, des Drubbels
und Lambertikirchplatzes Naturstein und Putzmaterial vorherrschen,
überwiegt  im Bereich des Alten Steinweges, des Roggenmarktes
und der Bogenstraße rotes Ziegelsichtmauerwerk. Gemeinsam ist
den Fassaden die Verwendung von Naturstein für Säulen, Pfeiler,
Bogen, Gewände und Gesimse. Damit das einheitliche Bild ge-
wahrt bleibt, darf nur solcher Naturstein zur Anwendung kommen,
der homogen erscheint und weitgehend witterungsbeständig ist.
Auch andere, den historischen Charakter des Straßenzuges stö-
rende Bauelemente und -stoffe sind ausdrücklich untersagt.

Während die Fassaden durch die Einheitlichkeit ihrer Gestaltung
und ihres Materials ein geschlossenes Straßenbild vermitteln,
sind die Bogengänge durch Verkleidungen, Einbauten und unter-
schiedliche Farbgestaltung in ihrer Wirkung vielfach gestört. An-
gestrebt wird eine zurückhaltendere Gestaltung, damit die Bogen-
gänge von den individuell gestalteten Geschäftszonen unterschie-
den und als Teil des öffentlichen Straßenraumes erlebt werden
können. Die vorgeschriebene Material- und Farbgebung ist am
überwiegenden Bestand orientiert. Vor dem ruhigeren Hinter-
grund kommen auch Werbeanlagen und der traditionelle Straßen-
schmuck besser zur Wirkung.

Da mit reinem Steinmaterial nur geringe Spannweiten zu überbrü-
cken sind, weisen historische Bauten in der Regel schmale Wand-
öffnungen auf. Durch Bogenkonstruktionen waren insbesondere im
Erdgeschoss größere Öffnungen möglich. Moderne Bautechniken
und Baustoffe erlauben es, Fassaden über die ganze Breite eines
Gebäudes aufzureißen und "auszuhöhlen". Dadurch kann ihre
raumbegrenzende Wirkung verloren gehen. Diese Gefahr besteht
besonders in den Bogengängen, deren Geschlossenheit durch
zurückgesetzte Schaufenster oder überbreite Passagen beein-
trächtigt ist. Deshalb wird die Größe der Öffnungen dem überwie-
genden Bestand entsprechend relativ und absolut eingeschränkt.
Die Vorschriften für Passagen sind auch auf dauerhaft geöffnete
Türanlagen wie Glasfalttüren anzuwenden.

Neben Giebeln und Bogen bestimmen handwerklich gearbeitete
Kreuzsprossenfenster das Erscheinungsbild des Straßenzuges.
Die Fenster unterstreichen den Maßstab und Rhythmus der Be-
bauung und steigern die Plastizität der Fassaden. Da sie wesent-
licher Bestandteil nicht nur der einzelnen Gebäude, sondern des
ganzen Straßenzuges sind, dürfen sie nicht durch andere Kon-
struktionen ersetzt werden.
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(7) Sonnen- und Lichtschutzeinrichtungen wie Rolläden und Mar-
kisen sind an der Außenseite der Fenster und Schaufenster un-
zulässig. Ausnahmen für Blendläden können gestattet werden.

(8) In den Straßenraum vorspringende Vordächer sind nicht er-
laubt.

§ 7
Schutz des Promenadenbereiches

(1) Die an den Promenadenbereich angrenzenden baulichen Anla-
gen müssen so gestaltet sein, dass das Erscheinungsbild des
Promenadenbereiches nicht beeinträchtigt wird.

(2) Schaufenster sind an den der Promenade zugewandten bauli-
chen Anlagen unzulässig. Ausnahmen können gestattet werden
für Läden, die nur von der Promenade erschlossen sind.

(3) Die an die Promenade angrenzenden nicht überbauten und
nicht für eine andere zulässige Nutzung verwendeten Grund-
stücksflächen sind gärtnerisch zu gestalten und dürfen nicht als
Arbeits- oder Lagerflächen verwendet werden. Abgrabungen und
Aufschüttungen sind unzulässig.

(4) Die Grundstücke sind zur Promenade mit 1,20 m bis 2,00 m
hohen schmiedeeisernen oder in der Wirkung ähnlichen Metall-
gitterzäunen in Verbindung mit 0,30 m bis 0,60 m hohen Sockel-
mauern einzufriedigen.

Dem Anspruch von Maßstabs- und Werkgerechtigkeit werden er-
fahrungsgemäß nur Holzfenster gerecht. Kunststofffenster wirken
dagegen zu flächig und profillos. Noch bedenklicher sind einge-
klemmte oder aufgeklebte Sprossen; sie werden deshalb aus-
drücklich ausgeschlossen. Dagegen können im Einzelfall Bleiver-
glasungen zugelassen werden, wo sie bauhistorisch vertretbar
sind (z. B. bei Steinkreuzfenstern in gotisierender Form). Auf
Kreuzsprossen kann auch verzichtet werden, wenn die Maßstäb-
lichkeit durch eine andere Fensterform zu erreichen ist.

Da die Wandöffnungen bestimmende Gestaltungselemente des
Straßenzuges sind, dürfen sie - auch teilweise oder zeitweilig -
nicht durch andersartige Anlagen in ihrer Wirkung verändert wer-
den. Außenliegende Sonnen- und Sichtschutzeinrichtungen ge-
hören zu solchen Anlagen. Zur Wahrung der Homogenität des
Straßenzuges sind sie auch im Erdgeschoss der Gebäude ohne
Bogengänge ausgeschlossen. Dagegen können Blendläden, die
teilweise vorhanden und auch historisch nachweisbar sind, zur
gewünschten Maßstäblichkeit beitragen; sie sind im Einzelfall
zulässig.  

Vordächer sollen vor der Witterung schützen. Im Bereich der Bo-
gengänge erübrigen sich solche Anlagen. In den anderen Berei-
chen können sie ebenfalls nicht zugelassen werden, weil sie die
Kontur des Straßenraumes und das Erscheinungsbild der Fassa-
den beeinträchtigen würden.

Die als vierreihige Lindenallee auf dem äußeren Wall der mittelal-
terlichen Stadtbefestigung angelegte Promenade umschließt die
Altstadt ringförmig. Zusammen mit den noch erhaltenen Schan-
zen und Gräben ist sie nicht nur ein wesentlicher Bestandteil der
innerstädtischen Grün- und Erholungsflächen, sondern auch ein
hervorragendes  Beispiel historischer  Gartenbaukunst. Ihr ver-
dankt der Altstadtgrundriss einen großen Teil seiner Einzigartig-
keit und Unverwechselbarkeit. Da die an die Promenade angren-
zenden Baugrundstücke von begleitenden Straßenzügen er-
schlossen werden, sind der Promenade in der Regel die Rück-
seiten von Gebäuden zugewandt. Es ist im öffentlichen Interesse,
dass diese Seiten der Bedeutung der Promenade entsprechend
gestaltet und nicht wie Hinterhoffassaden behandelt werden.

Die Gliederungs- und Erholungsfunktion der Promenade verbietet
es, sie mit andersartigen, z. B. geschäftlichen Nutzungen, in Ver-
bindung zu bringen. Schon das Anlagern solcher Nutzungen führt
zur verstärkten Versiegelung und verminderten Gestaltqualität.
Solche Entwicklungen sind im Bereich der Altstadtzugänge zu
beobachten, wo Schaufenster von Läden zunehmend zur Prome-
nade hin orientiert werden. Die Errichtung solcher Anlagen muss
aber auf das unbedingt notwendige Maß beschränkt bleiben.

Der Promenadenbereich ist ein Grünzug mit öffentlich zugängli-
chen und privat nutzbaren Freiflächen. Wegen der besonderen
städtebaulichen und stadthistorischen Situation müssen Ein-
schränkungen in der privaten Nutzung hingenommen werden.
Anlagen, die mit der Funktion oder dem Erscheinungsbild des
Grünzuges unvereinbar sind, können nicht zugelassen werden.
Neben Stellplätzen, die durch Bebauungsplan ausgeschlossen
werden, stören insbesondere Lager- und Arbeitsflächen. Der
durch die ehemalige Stadtbefestigung geprägte Freiraum würde
auch durch Aufschüttungen oder Abgrabungen in seiner Gestalt
nachteilig verändert.

Die privaten Freiflächen sollen die öffentlichen Grünanlagen nicht
nur funktionell, sondern auch optisch ergänzen. Dazu müssen die
Gärten eingesehen werden können. Die Art der Einfriedigung
muss außerdem dem besonderen Standort angemessen sein.
Diesem Anspruch werden am ehesten Metallgitterzäune in Ver-
bindung mit Sockelmauern gerecht, die aufgrund älterer Vor-
schriften noch an vielen Stellen vorhanden sind.
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§ 8
Schutz des Bereiches der Aa-Uferpromenade

(1) Die an den Bereich der Aa-Uferpromenade angrenzenden
baulichen Anlagen müssen so gestaltet sein, dass das Erschei-
nungsbild dieses Bereiches nicht beeinträchtigt wird.

(2) Schaufenster sind an den der Aa und der Aa-Uferpromenade
zugewandten baulichen Anlagen unzulässig. Ausnahmen können
zugelassen werden für Läden, die nur von der Aa-Uferpromenade
erschlossen sind.

(3) Die an die Aa und die Aa-Uferpromenade angrenzenden nicht
überbauten und nicht für eine andere zulässige Nutzung verwen-
deten Grundstücksflächen sind gärtnerisch zu gestalten und dür-
fen nicht als Arbeits- oder Lagerflächen verwendet werden.

§ 9
Zulässigkeit von Werbeanlagen

(1) Werbeanlagen sind nur zulässig an der Stätte der Leistung.
Ausgenommen sind für Zettel- und Bogenanschläge bestimmte
Flächen.

(2) Werbeanlagen sind unzulässig:

1. bei regelloser Anordnung,
2. bei aufdringlicher Wirkung, insbesondere durch grelle 

Farbgebung oder grelle Ausleuchtung,
3. bei beweglicher oder veränderlicher Ausführung,
4. als Lichtprojektionen.

Die Aa fließt, von einer Uferpromenade begleitet, durch die Alt-
stadt. Gewässer und Weg sind Teil eines schmalen öffentlichen
Grünzuges, der sich im Bereich der Universität zu einer parkarti-
gen Anlage erweitert. Im Übrigen wird er durch private Gärten er-
gänzt. Inmitten eines durch geschäftliche Aktivitäten geprägten
Oberzentrums stellt dieser Bereich eine Erholungsfläche von
wachsender stadtstruktureller Bedeutung dar.

Obwohl erst nach dem Kriege und unter anderen Voraussetzun-
gen geschaffen, ist die städtebauliche Situation mit der des Pro-
menadenbereiches vergleichbar. An die dem Grünzug zugewand-
ten baulichen Anlagen und Grundstücksfreiflächen werden des-
halb die gleichen Anforderungen gestellt. Auf Regelungen zur
Grundstückseinfriedigung kann verzichtet werden, weil ein ein-
heitliches Bild wegen der unterschiedlichen Bestände und wech-
selnden Topographie weder erreichbar noch wünschenswert er-
scheint.

Werbung ist Bestandteil unserer Wirtschaftsordnung. Um ihren
Zweck zu erfüllen, muss Werbung auffallen und sich von der Um-
gebung abheben. Anlagen der Außenwerbung beeinflussen des-
halb in hohem Maße die Gestalt der Stadt. Maßvoll und künstle-
risch gestaltet, können Werbeanlagen das Stadtbild bereichern;
dagegen stören sie, wenn auf Maßstab, Form und Gliederung der
Bebauung oder auf benachbarte Werbung keine Rücksicht ge-
nommen wird. Der Grad der Störung hängt von der Qualität der
jeweiligen Umgebung ab. Zur Verhinderung solcher Störungen
enthält die Satzung Einschränkungen für Werbeanlagen, die der
Schutzwürdigkeit der Altstadtbereiche angepasst sind. 

Die Altstadt ist nicht nur Handels- und Verwaltungszentrum, son-
dern auch Sitz kultureller und sozialer Einrichtungen sowie Wohn-
und Erholungsort. Die vorhandene Nutzungsvielfalt und -dichte
soll ablesbar, die jeweilige städtebauliche Situation unverwech-
selbar bleiben. Uneingeschränkt über die Altstadt verteilte Werbe-
anlagen sind mit diesem Ziel nicht vereinbar. Werbung ist des-
halb auf die Stätte der Leistung und solcher Flächen beschränkt,
die für Zettel und Bogenanschläge zugelassen sind.

Die Stätte der Leistung kann ein Gebäude, ein Gebäudeteil oder
ein Geschoss, keinesfalls aber ein Grundstück insgesamt oder
der öffentliche Verkehrsraum sein. So genannte "Passanten-
stopper" sind deshalb nicht zulässig. 

Im Bereich der geschäftlichen Nutzung ist die Vielfalt und Dichte
besonders hoch, so dass Werbeanlagen nicht allein, sondern
überwiegend zusammen mit anderen wahrgenommen werden.
Deshalb verbietet sich ihre regellose Anbringung. Die geforderte
Regelmäßigkeit richtet sich nach der städtebaulichen Situation.
So sind Werbeanlagen gleicher Art an ähnlich gegliederten Ge-
bäuden in annähernd gleicher Höhe, an Geschäften eines Ge-
bäudes in der Regel in gleicher Höhe anzuordnen.

Die Wirksamkeit von Werbeanlagen wird häufig durch grelle Far-
ben oder grelle Ausleuchtung zu steigern versucht. Häufig sind
firmenspezifische Farben kontrastierend angelegt und schon
deshalb mit dem Altstadtbild nicht vereinbar. Zur Wahrung dieses
Bildes ist Zurückhaltung in der Farb- und Lichtintensität und ggf.
eine Modifizierung gebräuchlicher Farbgebungen zu verlangen.

Außenwerbung wird mit einer Vielfalt von Materialien, Techniken
und Erscheinungsformen betrieben. So werden dynamische Ele-
mente wie rotierende Körper oder sich in der Helligkeit, Farbe
oder Gestalt verändernde Lichtwerbung eingesetzt. Durch Licht-
projektion lassen sich Werbeflächen im Umfeld der Stätte der
Leistung erzeugen. Diese Techniken sind mit der vorhandenen
Gestalt- und angestrebten Erlebnisqualität der Altstadt jedoch
nicht zu vereinbaren und deshalb grundsätzlich abzulehnen.
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§ 10
Von Werbung freizuhaltende Teile baulicher Anlagen

Unzulässig ist die Anbringung von Werbeanlagen:

1. an Dächern, Giebeln und anderen hochragenden Bauteilen, 
2. an Türen, Toren und Fenstern, die nicht als Ladeneingänge

oder Schaufenster dienen,
3. an Einfriedigungen.

An Einfriedigungen können im Einzelfall Hinweisschilder zugelas-
sen werden.

§ 11
Beschränkung bestimmter Arten von Werbeanlagen

(1) Als Werbeträger für Zettel- und Bogenanschläge sind nur Lit-
faßsäulen zulässig. Andere für Zettel- und Bogenanschläge be-
stimmte Anlagen können zugelassen werden, wenn für die Zu-
lassung ein erhebliches öffentliches Interesse besteht.

(2) Spannbänder und Fahnen können an Anlagen für kulturelle
Zwecke zugelassen werden. Das gilt auch für kulturelle Veran-
staltungen außerhalb solcher Anlagen, jedoch längstens für 2
Wochen. Spannbänder und Fahnen können auch für Veranstal-
tungen gewerblicher Art gestattet werden, im Einzelfall jedoch
nicht häufiger als viermal für längstens 2 Wochen im Jahr; aus-
genommen ist der Straßenzug Prinzipalmarkt - Bogenstraße.

§ 12
Allgemeine Anforderungen an Werbeanlagen

(1) Werbeanlagen sind nur zulässig parallel oder rechtwinklig zur
Fassade in horizontaler oder vertikaler Ausrichtung. Parallel zur
Fassade dürfen sie nicht stärker als 0,15 m, rechtwinklig zur 
Fassade nicht stärker als 0,20 m sein. Auf Vordächern sind nur
Einzelbuchstaben zulässig.

Werbeanlagen in der Altstadt sollen primär auf die Stätte der
Leistung hinweisen. Im Interesse der Stadtgestalt muss ihre Wir-
kung auf die nähere Umgebung beschränkt bleiben. Fernwirkun-
gen durch hoch angebrachte Werbeanlagen sind deshalb grund-
sätzlich unerwünscht. Durch sie würden Gebäudekonturen und 
-gliederungen nachteilig verändert und die Homogenität von Dach-
und Giebelzonen gestört.

Türen, Tore und Fenster sind wichtige stadtbildprägende Elemen-
te. Mit ihrer Größe, Form und Anordnung bestimmen sie ganz
wesentlich die Gestalt und Maßstäblichkeit von Gebäuden,
Straßen- und Platzräumen. Die Anbringung von Werbeanlagen
vor, in oder hinter diesen Öffnungen ist deshalb grundsätzlich be-
denklich. Sie kann für geschäftliche Zwecke im Erdgeschoss zu-
gelassen werden, wenn die Öffnungen in ihrer Funktion und Ge-
stalt unbeeinträchtigt bleiben.

Außerhalb von Promenade und Aa-Uferpromenade sind Einfriedi-
gungen auf Grundstücken anzutreffen, die straßenseitig nicht oder
nicht vollständig bebaut sind. Die Einfriedigungen sind teilweise
von hoher Qualität und - so an den ehemaligen Adelshöfen -
schutzwürdige Bestandteile der Gesamtarchitektur. Die Anbrin-
gung von Werbeanlagen verbietet sich auch immer dort, wo Ein-
friedigungen als Gitterzäune ausgebildet sind. Wenn eine andere
Art der Werbung nicht möglich ist, kann ausnahmsweise gestat-
tet werden, dass an Teilen von Einfriedigungen mit zurückhalten-
den Hinweisschildern geworben wird.

Großflächige Werbung ist in der Altstadt grundsätzlich bedenk-
lich, da sie sich in der Regel mit der Umgebung nicht vereinbaren
lässt. Als Werbeträger für entsprechende Zettel- und Bogenan-
schläge kommen deshalb nur kompakte Säulen in Betracht. Sie
sind in weniger schutzbedürftigen Bereichen zugelassen. Im Übri-
gen muss für die Zulassung ein erhebliches öffentliches Interesse
vorliegen. Dies ist z. B. bei der Errichtung und Wartung von Bus-
wartehallen und Stadtinformationstafeln gegeben. Standort, Um-
fang und Anordnung der Werbung müssen außerdem den allge-
meinen Gestaltungsanforderungen genügen.

Spannbänder und Fahnen sind Anlagen, die das Erscheinungs-
bild von Gebäuden, Straßen und Plätzen wesentlich verändern.
Solche Veränderungen sind bei Straßen-, Stadtteil- und Stadt-
festen üblich. Spannbänder und Fahnen können auch als Werbe-
anlagen kultureller Einrichtungen wie Museen und Theater hinge-
nommen werden. An Geschäften sind sie nur zu vertreten, wenn
ein besonderer Anlass (z. B. Eröffnung, Jubiläum, Sonderverkauf)
besteht. Die Werbung ist auch auf die übliche Dauer und
Häufigkeit solcher Veranstaltungen begrenzt. Der Straßenzug
Prinzipalmarkt - Bogenstraße bleibt wegen seiner besonderen
Gestaltqualität von geschäftlicher Werbung mit Fahnen und
Spannbändern ausgeschlossen.

Anlagen der Außenwerbung müssen sich Gebäuden, Straßen-
und Platzräumen unterordnen. Sie sollen keine Fremdkörper,
sondern Bestandteil der jeweiligen Architektur sein. Einige For-
men werden diesem Anspruch nicht gerecht. So lassen sich ge-
neigte oder gekippte Anlagen sowie kubische Ausleger mit der
Struktur und dem Maßstab der Altstadt nicht vereinbaren. Es
werden deshalb nur zurückhaltende Anordnungen und Stärken
gestattet, die für ein- bzw. zweiseitig wirkende Lichtwerbung
ausreichend sind. Problematisch ist Werbung auch in Verbindung
mit Vordächern und Markisen, wenn gehäufte oder kompakt ge-
staltete Anlagen die Erdgeschosse überfrachten. In diesen Fällen
sind Einzelbuchstaben gefordert; sie können in der Form von
Beschriftungen, Dekupierungen oder Reliefkörpern angebracht
werden.
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(2) Auf Vordächern sowie in Bogengängen und Passagen dürfen
Werbeanlagen nicht höher als 0,40 m, im Übrigen dürfen sie
nicht höher als 0,50 m sein. Für Ausleger können größere Höhen
zugelassen werden.

(3) Die Länge von Werbeanlagen parallel zur Fassade darf 2/3 der
Ladenfront, jedoch nicht mehr als 6,00 m erreichen. Bei Läden,
die sich über Eck oder über mehr als ein Gebäude erstrecken,
darf höchstens 2/3 jeder Ladenfront bzw. Gebäudebreite in An-
spruch genommen werden.

(4) Ausleger dürfen bis zu einer Tiefe von 10 % der Breite der
Verkehrsfläche, höchstens jedoch 0,80 m, vor die Gebäudefront
vortreten. Für schmiedeeiserne Ausleger können größere Ausla-
dungen zugelassen werden. An Bogengängen sind Ausleger un-
zulässig.

(5) In Bogengängen und Passagen sind Werbeanlagen rechtwink-
lig zur Fassade gestattet, wenn sie nicht mehr als die Hälfte der
lichten Gangbreite in Anspruch nehmen. In Bogengängen sind
sie mittig anzuordnen. Je Ladenfront ist nur eine Anlage zulässig.

§ 13
Werbung im Bereich der Promenade und der Aa-Uferprome-
nade

Die der Promenade und der Aa-Uferpromenade zugewandten
Grundstücke und baulichen Anlagen dürfen nicht mit Werbeanla-
gen versehen werden. Für Läden mit Schaufenstern zur Prome-
nade oder Aa-Uferpromenade können Ausnahmen zugelassen
werden. § 14 gilt entsprechend.

§ 14
Werbung in besonders schutzwürdigen Straßenbereichen

(1) In den folgenden Straßen- und Platzbereichen dürfen Werbe-
anlagen nur in Form unbeleuchteter gold- oder braungetönter
Einzelbuchstaben flach am Gebäude bis zur Unterkante der
Fenster des ersten Obergeschosses angebracht werden:

Aegidiikirchplatz
An der Clemenskirche
Domplatz
Geisbergweg
Gerichtsstraße
Gruetgasse
Hindenburgplatz 55 - 75 (ungerade Hausnummern), 
74 - 78 (gerade Hausnummern)
Horsteberg
Jesuitengang
Johannisstraße

Die Bebauung in der Altstadt zeichnet sich durch vertikale und
horizontale Gliederung aus. Die Ausgewogenheit der Gliederung
kann durch Werbeanlagen gestört werden, die parallel zur Fassa-
de angeordnet sind. Ihre Höhe wird deshalb auf 0,50 m begrenzt.
Diese Höhe ist stadtgestalterisch verträglich und selbst zweizeilig
noch weithin lesbar. In Straßenräumen und Bogengängen ange-
ordnete Anlagen wirken sich räumlich stärker aus. Sie dürfen
höchstens 0,40 m hoch sein. Ausleger sind mehr in der Ausla-
dung und Fläche wirk-sam; ihre Höhe unterliegt keiner generellen
Beschränkung.

Die vertikale Gliederung von Gebäuden wird durch Werbung
empfindlich gestört, die auf Laden- oder Gebäudebreiten keine
Rücksicht nimmt. Deshalb wird die Länge von Werbeanlagen
parallel zur Fassade auf 2/3 dieser Breiten beschränkt. Damit die
Maßstäblichkeit auch an überbreiten Läden und Gebäuden ge-
wahrt bleibt, darf die Länge 6,00 m in keinem Fall überschreiten.   

Ausleger sind die traditionsreichsten Anlagen der Außenwerbung.
Kunstvoll geschmiedet waren sie lange Zeit auch die schönsten
Werbeträger. Die Altstadt enthält einige Exemplare aus jüngerer
Zeit. Da Ausleger den Verkehr behinderten, war ihre Ausladung
schon früh reglementiert. Übertreibungen führten zeitweilig sogar
zu ihrem völligen Verbot. Werbung moderner Prägung bedient
sich anderer Materialien und Techniken; sie können die  Gebäu-
de-  und Stadtgestalt erheblich beeinträchtigen. Die Ausladung
von Auslegernist deshalb relativ und absolut begrenzt. Für die 
filigranen Ausleger alter Art sind Ausnahmen möglich. An Bogen-
gängen bieten sich Hängeschilder oder Hängetransparente an. In
der Regel sind sie zweckmäßiger und weniger störend als Aus-
leger.

Schon die Baupolizeiordnung von 1892 enthielt Regelungen für
Werbeanlagen. So durften in Bogengängen keine Firmenschilder
angebracht werden, die unterhalb der Wölbungslinie des Bogens
vortraten. Dadurch war ein ungestörter Durchblick gewährleistet.
Wegen der niedrigeren Deckenhöhen in den Bogengängen kann
diese Forderung nicht mehr erhoben werden. Um Beeinträchti-
gungen der Bogen trotzdem zu verhindern, werden neben der
Größe die Anordnung und Anzahl der Werbeanlagen vorgeschrie-
ben. Die Vorschriften gelten auch für Passagen, soweit die Wer-
beanlagen vom öffentlichen Verkehrsraum aus sichtbar sind. Da
dort Läden zweiseitig angrenzen, wird auf eine mittige Anord-
nung der Werbeanlagen zugunsten einer direkteren Hinweisung
verzichtet.

Wegen der andersartigen Nutzung können Werbeanlagen im Be-
reich der Promenade und der Aa-Uferpromenade nur dort zuge-
lassen werden, wo Läden vorhanden oder zulässig sind. Ihre
Wirkung muss zurückhaltend sein. An Art und Umfang der Wer-
bung werden deshalb die gleichen Anforderungen wie in den be-
sonders schutzwürdigen Straßen- und Platzbereichen gestellt.

Zu den geschichtlichen und künstlerischen herausragenden und
deshalb besonders schutzwürdigen Bereichen der Altstadt zählen
die Kirchplätze, die Promenade einschließlich Schlossplatz und
Schlossgarten, der Bereich der alten Universität und der Straßen-
zug Prinzipalmarkt - Bogenstraße. In diesen Bereichen besteht -
vom Straßenzug Prinzipalmarkt - Bogenstraße abgesehen - auf-
grund der vorhandenen Nutzung ein relativ geringes Bedürfnis,
zu werben. In vielen Fällen ist die Auffindbarkeit von Einrichtun-
gen bereits durch die Eigenart des Standortes oder der Architek-
tur gewährleistet. Werbung muss, soweit sie überhaupt erforder-
lich ist, diese Eigenarten respektieren und sich nach Umfang und
Wirkung voll der Umgebung unterordnen. Flach auf der Fassade
angebrachte gold- oder braungetönte Buchstaben werden dieser
Forderung gerecht. Ausleger müssen die Ausnahme bleiben; sie
können nur zugelassen werden, wenn ihre Anbringung und Aus-
führung die jeweilige Situation bereichern.
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Krumme Straße (zwischen Aegidiikirchplatz und Königsstraße)
Maria-Euthymia-Platz
Martinikirchhof
Martinistraße
Mauritzstraße 26, 27
Michaelisplatz
Pferdegasse
Platz des Westfälischen Friedens
Prinzipalmarkt 6/7
Rothenburg 3
Salzstraße 59 - 61
Schlossplatz
Servatiikirchplatz
Siegelkammer
Spiegelturm
Überwasserkirchplatz
Windthorststraße 26.

Ausnahmsweise können unbeleuchtete schmiedeeiserne Ausleger
zugelassen werden, die von besonderem künstlerischen Wert sind.

(2) An den Bogenhäusern folgender Straßen- und Platzbereiche
dürfen Werbeanlagen nur in Form unbeleuchteter gold- oder
braungetönter Einzelbuchstaben flach am Gebäude zwischen
dem Scheitel der Bögen und der Unterkante der Fenster des er-
sten Obergeschosses oder, soweit unter den Fenstern ein Gesims
verläuft, nur zwischen dem Scheitel der Bögen und diesem Ge-
sims angebracht werden:

Alter Steinweg 50
Bogenstraße
Lambertikirchplatz
Ludgeristraße 116
Prinzipalmarkt
Roggenmarkt 1 - 7
Rothenburg 1, 2, 44
Salzstraße 1.

In den Bogengängen der Häuser ist farbige Lichtwerbung unzu-
lässig. Im Übrigen gilt § 12 der Altstadtsatzung.

(3) Werbeanlagen nach Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 Satz 1 dürfen
neben der Firmenbezeichnung nur einen Hinweis auf die Branche
durch Text oder Zeichnung enthalten, der nach Größe, Material
und Farbe der Firmenbezeichnung angepasst ist.

§ 15
Werbung in Wohnstraßen und anderen schutzwürdigen Berei-
chen

(1) Werbeanlagen dürfen nur bis zur Unterkante der Fenster des
ersten Obergeschosses angebracht werden. Neben der Firmen-
und Branchenbezeichnung ist höchstens ein weiterer Hinweis auf
Waren oder Leistungen durch Text oder Zeichnung zulässig.

Für Firmen in Obergeschossen kann abweichend die Anbringung
von Werbeanlagen bis zur Unterkante der Fenster des zweiten
Obergeschosses gestattet werden.

(2) Werbeanlagen parallel zur Fassade müssen in Einzelbuchsta-
ben ausgeführt werden.

Der Straßenzug Prinzipalmarkt - Bogenstraße gehört zu den
Haupteinkaufszonen Münsters. Er ist durch Giebelhäuser und
Bogengänge geprägt; sie gelten als die "Visitenkarte" der Stadt.
Dem geschlossenen Erscheinungsbild der Fassaden kann bereits
eine störende Werbung abträglich sein. Die Beschränkung auf
braun- und goldfarbene Einzelbuchstaben über den Bögen trägt
der besonderen Schutzwürdigkeit Rechnung. Wegen der von al-
len Inhabern geforderten Zurückhaltung wird die Auffindbarkeit
von Geschäften nicht beeinträchtigt. Außerdem kann hinter den
Bögen geworben werden. Innerhalb der Bogengänge ist farbige
Lichtwerbung allerdings untersagt; sie würde die Architektur zu
sehr beherrschen.

Zum Schutze der städtebaulich herausragenden Bereiche ist
Werbung nicht nur nach Art und Umfang, sondern auch dem In-
halt nach auf das unbedingt erforderliche Maß begrenzt.

Neben den besonders schutzwürdigen Straßen und Plätzen weist
die Altstadt Münsters noch andere Bereiche auf, in denen aufgrund
der vorhandenen Nutzung oder Gestaltung Werbung nur einge-
schränkt zugelassen werden kann. Der überwiegenden Nutzungs-
verteilung entsprechend ist Werbung im Erdgeschoss anzuordnen.
Über die Firmen- und Branchenbezeichnung hinaus kann nur eine
weitere Anlage für Außenwerbung in Anspruch genommen werden.
Dadurch wird verhindert, dass für einzelne Waren und Dienstleis-
tungen verstärkt an der Fassade geworben wird.

In Obergeschossen dürfen Firmen werben, soweit sie ihre Ge-
schäftsräume nur dort haben und ihnen das Erdgeschoss für
Werbung nicht zur Verfügung steht. Ausgeschlossen sind die
weiteren Obergeschosse und der Traufenbereich; andernfalls
würden die Gebäude in Kontur und Gliederung gestört.

In den schutzwürdigen Bereichen muss Werbung größere Rück-
sicht auf Nutzung und Gestaltung nehmen. Die Qualität der Nut-
zung und die Maßstäblichkeit der Bebauung dürfen nicht beein-
trächtigt werden. Deshalb sind für Werbung parallel zur Fassade
Einzelbuchstaben gefordert. Gliederung und Proportionen von
Gebäuden bleiben dadurch unangetastet.
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(3) An Auslegern ist farbige Lichtwerbung unzulässig. Die Gesamt-
fläche darf höchstens 0,50 m 2 betragen. Für schmiedeeiserne Aus-
leger kann ausnahmsweise eine größere Fläche zugelassen wer-
den.

(4) Als Wohnstraßen und schutzwürdige Bereiche gelten:

Alter Fischmarkt
Alter Steinweg (außer 50)
Am Stadtgraben
An der Apostelkirche
Arztkarrengasse
Badestraße
Bäckergasse 
Bergstraße 
Bispinghof
Bogenstraße 12 - 16 (Rückfronten)
Breite Gasse
Breul
Buddenstraße
Domgasse
Drubbel
Eisenbahnstraße 1 (Nord- und Südseite), 7 (Südseite)
Frauenstraße
Georgskommende
Grüne Gasse
Hals
Himmelreichallee
Hindenburgplatz 2 - 72 (gerade Hausnummern)
Hörsterstraße
Hollenbeckerstraße
Hüfferstraße
Jüdefelderstraße
Jungfer-Willemin-Stiege
Katthagen
Kirchherrngasse
Klemensstraße (außer 23 - 26)
Klosterstraße
Königsstraße
Korduanenstraße
Kreuzstraße
Krummer Timpen
Krumme Straße
Kuhstraße
Loergasse
Loerstraße 9 - 26
Lotharingerstraße
Ludgeristraße 1, 36 - 68, 110 - 115
Lütke Gasse
Magdalenenstraße
Mühlenstraße
Münzstraße
Neubrückenstraße 66 - 74
Prinzipalmarkt 16
Ringoldsgasse
Ritterstraße
Roggenmarkt 9 - 20
Rosenplatz
Rosenstraße
Rothenburg (außer 1 - 3, 44)
Salzstraße (außer 1, 59 - 61)
Schafgasse
Schlaunstraße
Schützenstraße
Sonnenstraße
Spiekerhof
Steingasse
Stiftsherrenstraße

Der vorherrschenden Nutzung und Maßstäblichkeit müssen insbe-
sondere Ausleger angepasst sein. Durch farbiges Licht auffällige
Werbung ist deshalb untersagt. Bedenklich sind auch großflächige
Anlagen, soweit sie sich nicht durch besondere Gestaltung einfü-
gen. Eine Größe von 0,50 m 2 ist in der Regel verträglich; sie kann
bei schmiedeeisernen Auslegern überschritten werden.

Schutzwürdig sind alle Wohnbereiche, insbesondere das Über-
wasser-, Martini- und Aegidiiviertel, die Bereiche von Kultur und
Verwal-tung und die Straßen und Plätze von geschichtlicher und
künstlerischer Bedeutung, soweit sie nicht in § 14 erfasst sind.
Eingeschlossen sind Bereiche, die an diese Straßen und Plätze
unmittelbar angrenzen.
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Syndikatgasse 1 - 3
Tibusstraße
Tibusplatz
Überwasserstraße 
Universitätsstraße
Wallgasse
Wankelgasse
Wasserstraße
Wegesende
Wevelinghofergasse
Wilmergasse
Winkelstraße
Verspoel 10 - 12.

§ 16
Werbung in Geschäftsstraßen

(1) Werbeanlagen parallel zur Fassade dürfen bis zur Unterkante
der Fenster des ersten Obergeschosses reichen. Neben der Fir-
men- und Branchenbezeichnung ist höchstens ein weiterer Hin-
weis auf Waren oder Leistungen durch Text oder Zeichnung zu-
lässig. Für Firmen in Obergeschossen kann eine abweichende
Anbringung gestattet werden. Es ist jedoch nur die Firmen- und
Branchenbezeichnung in Einzelbuchstaben bis zu 0,40 m Höhe
zulässig. Die Unterkante der Fenster des obersten Geschosses
darf nicht überschritten werden.

(2) Die Unterkante von Auslegern darf die Unterkante der Fenster
des ersten Obergeschosses nicht überschreiten, die Gesamt-
fläche höchstens 1,00 m 2 je Ladenfront betragen. Für schmiede-
eiserne Ausleger kann ausnahmsweise eine größere Fläche zuge-
lassen werden.

(3) Als Geschäftsstraßen gelten:

Aegidiimarkt
Aegidiistraße
Asche
Beelertstiege
Bolandsgasse
Bült
Harsewinkelgasse
Heinrich-Brüning-Straße
Hötteweg
Julius-Voos-Gasse
Klarissengasse
Loerstraße 27 - 32
Ludgeristraße 5 - 35, 72 - 109
Marievengasse
Mauritzstraße (außer 26, 27)
Neubrückenstraße 8 - 65
Stubengasse
Syndikatgasse (4 - 10)
Syndikatplatz
Verspoel (außer 10 - 12)
Voßgasse 
Windthorststraße (außer 26).

Neben den schutzwürdigen Straßen und Plätzen enthält die Alt-
stadt Bereiche, die völlig neu oder abweichend von der histori-
schen Situation entstanden sind. Durch sachliche Architektur und
geschäftliche Nutzung geprägt, erlauben diese Bereiche mehr
Außenwerbung. So sind Werbeanlagen auch in Obergeschossen
zulässig. Um ihre stadtgestalterische Verträglichkeit zu gewähr-
leisten, sind aber Anbringungsort, Form und Umfang vorgeschrie-
ben.

Auch in den Geschäftsstraßen soll Werbung vorrangig der örtli-
chen Orientierung dienen; die Anpreisung einzelner Leistungen
ist deshalb eingeschränkt. In Obergeschossen dürfen Firmen
werben, soweit sie ihre Geschäftsräume nur dort haben und ih-
nen das Erdgeschoss für Werbung nicht zur Verfügung steht.
Ausgeschlossen ist der Traufenbereich; andernfalls würden Ge-
bäude in Kontur und Gliederung gestört.

Der Drang, mit Auslegern zu werben, ist in Geschäftsstraßen be-
sonders groß. Ließe man ihm Lauf, verlören Straßen und Gebäu-
de ihr Gesicht, Architektur würde zum Reklameträger degradiert.
Ausleger sind deshalb auch in den Geschäftsstraßen einge-
schränkt. Die Vorschriften zur Größe und Anordnung gewährleis-
ten, dass insbesondere Fahnenschilder erträglicher gestaltet wer-
den. Überschreitungen der festgesetzten Größe sind auch hier
bei besonderer Gestaltung möglich.

Zu den Geschäftsstraßen gehören alle Bereiche, die nicht den 
§§ 14 und 15 zuzuordnen sind. 











43

§ 17
Werbung durch Hinweisschilder und Schaukästen

Neben den nach §§ 14 - 16 zulässigen Werbeanlagen können im
Einzelfall Hinweisschilder und Schaukästen zugelassen werden.
Mehrere Hinweisschilder oder Schaukästen an einer
Gebäudeseite sind zusammenzufassen und gestalterisch einan-
der anzupassen. Eine Gesamtfläche von 1,00 m 2 je Gebäudeseite
darf jedoch nicht überschritten werden.

§ 18
Werbung in und an Schaufenstern

In und an Schaufenstern sind Werbeanlagen zulässig, wenn ihre
Gesamtfläche ein Viertel der Schaufensterfläche nicht überschrei-
tet.

§ 19
Bestimmung der Größe von Werbeanlagen

Für die Bestimmung der Fläche von Werbeanlagen ist der Ge-
samtumriss aller Teile maßgeblich. Für Ausleger gilt das einfache
Flächenmaß. Seitliche Werbung auf Vordächern und Markisen
unterliegt den Bestimmungen für Ausleger.

§ 20
Erweiterung der Genehmigungspflicht für Werbeanlagen

Im Geltungsbereich dieser Satzung bedürfen auch Werbeanlagen
einer Genehmigung, die eine Größe von 1,00 m 2 nicht erreichen
oder an der Stätte der Leistung nur vorübergehend angebracht
oder aufgestellt werden. Die Genehmigungspflicht gilt auch für
Fahnen und Spannbänder, die für die Dauer zeitlich begrenzter
Veranstaltungen vorübergehend angebracht werden.

Die Genehmigungspflicht gilt nicht für Werbung nach § 18.

§ 21
Warenautomaten

Für Warenautomaten gelten die §§ 9, 10, 13 Satz 1, 17, 19 und
20 entsprechend.

§ 22
Standplätze für bewegliche Abfallbehälter

Standplätze für bewegliche Abfallbehälter sind so zu gestalten,
dass Behälter oder Geschränke vom öffentlichen Verkehrsraum
aus nicht sichtbar sind.

In der Altstadt nutzen Gewerbetreibende häufig Obergeschosse,
ohne dass sie dort werben dürfen. Damit auch diese Gewerbe-
treibenden auf sich aufmerksam machen können, sind im Erdge-
schoss Hinweisschilder erlaubt. Andere Einrichtungen wie Gast-
stätten oder Kirchengemeinden haben das Bedürfnis, auf Ange-
bote oder Veranstaltungen im Aushang hinzuweisen. Für solche
Zwecke sind Schaukästen gestattet. Voraussetzung für die Zu-
lassung aller Anlagen ist, dass sie nach Anordnung und Umfang
nicht stören. Eine Störung ist in der Regel anzunehmen, wenn die
Gesamtfläche 1,00 m 2 überschreitet.

Die Vorschriften für Außenwerbung werden häufig durch Beschrif-
tungen, Bemalungen und Beklebungen von Schaufensterflächen
sowie durch Auslagen oder Dekorationen in Schaufenstern unter-
laufen. Ihre Wirkung kann störender sein als die von selbstständi-
gen Anlagen. 

Werbung in und an Schaufenstern soll daher nur gestattet wer-
den, soweit die Werbefläche ein Viertel der Schaufensterfläche
nicht überschreitet.

Träger von Außenwerbung können für diesen Zweck bestimmte
Anlagen oder Teile anderer Anlagen und Einrichtungen sein, auf
denen die Werbung ohne eigene Unterlage aufgelegt oder einge-
passt ist. Der unterschiedlichen Wirkung entsprechend ist die
Fläche der Werbung im ersten Fall nach dem Gesamtumriss des
Trägers, im zweiten Fall nach dem Gesamtumriss der Auflage
oder Dekupierung zu bestimmen. In der nach § 12 (1) Satz 2
festgelegten Stärke wirken Ausleger nur einseitig; maßgeblich ist
deshalb das einfache Flächenmaß. Seitliche Werbung auf Vor-
dächern und Markisen wirkt ähnlich. Auf sie sind die Bestimmun-
gen für Ausleger sinngemäß anzuwenden.

Nach § 65 (1) Nr. 33 BauO NRW sind Werbeanlagen bis zu einer
Größe von 1,00 m 2 genehmigungsfrei. Nach § 65 (1) Nr. 35 BauO
NRW sind auch Werbeanlagen genehmigungsfrei, die an der
Stätte der Leistung vorübergehend angebracht oder aufgestellt
werden. Mit solchen Anlagen werden die Bestimmungen der Alt-
stadtsatzung aber häufig unterlaufen. Die erweiterte Genehmi-
gungspflicht erlaubt es, auch solche Vorhaben zu überprüfen und
mit der Satzung in Einklang zu bringen. 

Fahnen und Spannbänder sind gestalterisch erheblich wirksam
und können selbst befristet nur ausnahmsweise zugelassen wer-
den.

Aufgrund des vorhandenen städtebaulichen Zusammenhanges
sind auch die Geschäftsstraßen nach § 16 schutzwürdig im Sinne
von § 86 (1) Nr. 2 BauO NRW. Der erweiterten Genehmigungspflicht
unterliegen deshalb auch alle Werbeanlagen in diesen Straßen.

Warenautomaten sind in ihrer Wirkung mit Werbeanlagen ver-
gleichbar. Deshalb unterliegen sie ebenfalls Einschränkungen und
bedürfen der Genehmigung. Die Versorgung der Bevölkerung
nach Ladenschluss bleibt dabei gewährleistet.

Wegen des wachsenden Mülls sind Abfallbehälter gegenwärtiger
denn je. Insbesondere fallen Sammelbehälter für Haus- und Son-
dermüll auf. Sie können das Orts- und Straßenbild erheblich be-
einträchtigen. Standplätze für Abfallbehälter und -geschränke
sind deshalb so zu gestalten, dass sie vom öffentlichen Verkehrs-
raum aus nicht einsehbar sind. Zweckmäßig ist die Anordnung
innerhalb baulicher Anlagen; auf Freiflächen kommen immergrüne
Abpflanzungen in Frage.
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§ 23
Außenantennen

Außenantennen sind auf und an Gebäuden unzulässig. Anlagen,
die vom öffentlichen Verkehrsraum aus nicht sichtbar sind, kön-
nen im Einzelfall gestattet werden.

§ 24
Laubengänge mit horizontalem Sturz

Die in dieser Satzung enthaltenen Vorschriften für Bogenhäuser
und Bogengänge sind auf Anlagen mit horizontalem Sturz sinn-
gemäß anzuwenden.

§ 25
Zeichnerische Darstellung

Der räumliche Geltungsbereich der Satzung nach § 1 (2), die
Straßen und Plätze von geschichtlicher und künstlerischer Be-
deutung nach § 5, der Straßenzug Prinzipalmarkt - Bogenstraße
nach § 6, der Bereich der Promenade und der Aa-Uferpromena-
de nach §§ 7, 8 und 13, die besonders schutzwürdigen Straßen-
bereiche nach § 14, die Wohnstraßen und anderen schutzwürdi-
gen Bereiche nach § 15 und die Geschäftsstraßen nach § 16
sind in der Anlage 2 zeichnerisch dargestellt. Die Anlage 2 ist in-
sofern Bestandteil der Satzung. Die Baudenkmäler sind in der
Anlage nachrichtlich dargestellt.

§ 26
Ordnungswidrigkeit

Ordnungswidrig nach § 84 (1) Nr. 20 BauO NRW handelt, wer
vorsätzlich oder fahrlässig

1. entgegen § 7 (3) Satz 1 oder § 8 (3) es unterlässt, die an die
Promenade, Aa oder Aa-Uferpromenade angrenzenden nicht
überbauten Grundstücksflächen gärtnerisch zu gestalten oder
diese Flächen als Arbeits- oder Lagerflächen benutzt; 

2. entgegen § 7 (3) Satz 2 auf den an die Promenade angren-
zenden Grundstücksflächen Abgrabungen oder Aufschüttun-
gen vornimmt oder die Grundstücke zur Promenade nicht 
oder anders als in § 7 (4) vorgeschrieben einfriedigt;

3. entgegen § 11 (1) zur Werbung Zettel, Bögen oder Plakate
außerhalb genehmigter Anschlagflächen anbringt;

4. entgegen den in §§ 21 - 23 gestellten Anforderungen Waren-
automaten, Standplätze für bewegliche Abfallbehälter oder
Außenantennen errichtet.

Antennen verunstalteten früher die Dachlandschaften ganzer
Städte. Vereinzelt angebracht stören sie dagegen weit weniger.
Das gilt jedoch nicht für Satellitenantennen. Noch mit kleinster
Fläche beherrschen sie Dächer und Wände. Die moderne Kabel-
technik erlaubt es, auf Antennen ganz zu verzichten. Da die Alt-
stadt ganz verkabelt werden wird, sind Antennen nur noch im
Ausnahmefall zugelassen.

Kennzeichen des historischen Laubenganges ist der Bogen. Lau-
bengänge mit horizontalem Sturz stammen aus der Zeit des Wie-
deraufbaus; sie wurden an einigen Stellen ergänzend eingeführt.
In abgewandelter Form finden sie sich auch an einigen jüngeren
Bauten.

Ohne Laubengänge ist die Altstadt nicht vorstellbar. Sie sind
charakteristisches Bauelement und Bindeglied zwischen Straßen
und Läden. Unabhängig von der Form und Entstehung sollten sie
als solche erkenn- und erlebbar bleiben. Eine grundsätzliche ein-
heitliche Gestaltung liegt deshalb nahe. Auf Laubengänge mit ho-
rizontalem Sturz sind dementsprechend die §§ 6, 12 und 14 an-
zuwenden.

An Vorhaben in der Altstadt sind der Schutzwürdigkeit der Berei-
che entsprechend unterschiedliche Anforderungen gestellt. Die
Bereiche sind nach Straßen und Hausnummern aufgeführt; in der
Anlage 2 sind sie zeichnerisch dargestellt. In der Regel gelten für
Gebäude mit Fassaden zu verschiedenen Straßen jeweils die Be-
stimmungen des Straßenbereiches, dem die Fassaden zugewandt
sind. In einigen Straßen wird davon abgewichen. Maßgeblich ist
die zeichnerische Darstellung.

Die geschichtlich und künstlerisch herausragenden Bereiche be-
dürfen der besonderen Beachtung und Rücksichtnahme; sie sind
aber auch im Zusammenhang zu betrachten. Einer räumlichen
Isolierung oder gar "Verinselung" ist entgegenzuwirken. Durch
entsprechende Gestaltung der sie verbindenden Bereiche lässt
sich nicht nur ihre Qualität, sondern die städtebauliche Qualität
der Altstadt insgesamt verbessern. Die angestrebte Vernetzung
wird in der zeichnerischen Darstellung deutlich.

Nach § 213 (1) Nr. 4 BauGB handelt ordnungswidrig, wer eine
bauliche Anlage im Geltungsbereich der Satzung ohne Genehmi-
gung rückbaut oder ändert. Nach § 84 (1) Nr. 13 BauO NRW han-
delt ordnungswidrig, wer eine bauliche Anlage oder andere ge-
nehmigungsbedürftige Anlagen und Einrichtungen ohne Bauge-
nehmigung oder abweichend davon errichtet, ändert, nutzt, ab-
bricht oder ihre Nutzung ändert. Ordnungswidrigkeiten können
nach § 213 (2) BauGB mit einer Geldbuße bis zu 25.000 €, nach
§ 84 (3) BauO NRW mit einer Geldbuße bis zu 250.000 € geahn-
det werden.

Der Satzung unterliegen aber auch Vorhaben, die keiner Geneh-
migung bedürfen. Die Einhaltung der Vorschriften ist auch in die-
sen Fällen von besonderem öffentlichen Interesse. Die Satzung
enthält deshalb weitere Tatbestände, die nach § 84 (3) BauO NRW
mit einer Geldbuße bis zu 50.000 € geahndet werden können.
Sonstige Ordnungswidrigkeiten aufgrund des Baugesetzbuches
oder der Landesbauordnung bleiben davon unberührt.
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§ 27
Inkrafttreten

(1) Diese Satzung tritt am Tage nach der öffentlichen Bekannt-
machung in Kraft. Zum gleichen Zeitpunkt tritt die Satzung der
Stadt Münster zum Schutz des Orts- und Straßenbildes, zur Er-
haltung baulicher Anlagen und zur Erweiterung der Anzeigepflicht
für Werbeanlagen in der Altstadt vom 28. 11. 1979 (Amtsblatt
Münster, Seite 272), geändert durch die Satzung vom 11. 9. 1981
(Amtsblatt Münster, Seite 183), außer Kraft.

(2) Die Änderungssatzung tritt am Tage nach der öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft.

Anlage 1 (zu § 4)

Baudenkmäler gemäß § 2 Denkmalschutzgesetz NW 
(Stand: Juni 2003)

Bauliche Anlagen

Aegidiikirchplatz 2
Aegidiistraße 39
Alter Fischmarkt 1, 26
Alter Steinweg 6/7, 15, 25, 48, 50 
Am Kreuztor 1
An der Clemenskirche 8, 11
Bergstraße 9, 38
Bispinghof 2, 3, 5 - 8 (Wappenstein), 9-14, 24/25, 26, 33, Garagen
Bogenstraße 2, 3, 5
Breite Gasse 46
Breul 8/9, 23 (Fassade)
Buddenstraße 26, 27, 28
Bült 23
Domplatz 8/9, 15, Skulptur des Hl. Georg, 
23/23 a, 27, 28 - 31, 33, 34 a, 36
Drubbel 3, 5/6, 17, 18, 19
Frauenstraße 24
Geisbergweg 8
Georgskommende 7, 19
Gerichtsstraße 2
Harsewinkelgasse 19, 21 (Wappenstein)
Himmelreichallee 50, Eulenhaus, Wasserbär
Hindenburgplatz 55, 75, 78
Hörsterplatz Regimentsdenkmal
Hörsterstraße 28, 32, 38, 49/50, 51, 52/53
Hollenbeckerstraße 13, 14, 24, 25, 30, 31/32
Horsteberg 19, Mauerreste
Hüfferstraße 9/10 (Fassade), 18 a
Johannisstraße 5, 12/17, 21
Jüdefelderstraße 35, 36, 46
Katthagen 7
Klosterstraße 8/9 mit Gedenkstein, 27
Königsstraße 5, 6 - 8, 25/26, 27, Mariensäule, 32/33, 39, 42, 46,
47, 59
Kreuzstraße 15, 16/17, 28, 29, 30/31, 33, 34, 36, 37, 38, 39
Krumme Straße 45/46
Lambertikirchplatz 1/2, 3/4, 5
Lazarettstraße 10
Lotharingerstraße 8 - 20, 30, 30 a
Ludgeristraße 23, 58/59, 66, 72 (Reste), 73 (Reste), 80, 
110/111 (Fassade), 116
Lütke Gasse 17
Marievengasse 6
Martinikirchhof 5/6
Martinistraße 2, 9
Mauritzstraße 23, 27
Münzstraße 9, 13, 24/25, 26, 27, 47/48, 49
Neubrückenstraße 5, 17, 63, Reste Romberger Hof
Pferdegasse 3, Standbild Freiherr von Fürstenberg
Prinzipalmarkt 1-3, 5, 8/9, 10, 11, 13/14, 15, 19, 20, 21/22, 23,
24, 25, 26, 28, 29, 30/31, 32, 34, 36, 40, 43, 44, 45, 46, 47, 48

Durch die Neufassung wird die Gestaltungs- und Erhaltungs-
satzung Münster-Altstadt vom 28. 11. 1979, geändert durch
Satzungen vom 11. 9. 1981 insgesamt abgelöst.

Roggenmarkt 1, 2, 3, 4, 5, 11/12
Rosenstraße 9
Rothenburg 2, 3, 12/13, 14 - 16, 44, 45, 53/54
Rudolf-von-Langen-Straße, 27, 39
Salzstraße 1, 10 (mit Klosterfassade), 26/28 (Fassade), 30, 38,
40/41, 56, 57, 60
Schafgasse (Pflaster)
Schlaunstraße 2, 3, 4, 8
Schlossplatz 1, 2, 3, 5, 6, 7
Servatiikirchplatz 1, 5
Servatiiplatz 7, 9
Spiekerhof 34, 37, 44, Kiepenkerl-Denkmal
Stiftsherrenstraße 4, 5, 14, 23, 40 (Fassade)
Überwasserkirchplatz 3, 4
Universitätsstraße 14/16
Wilmergasse 1 - 4
Windthorststraße 26, 36 (Mitteltrakt)
Zeppelinstraße 4, 6, 8

Garten-, Friedhofs- und Parkanlagen

Alter Überwasserfriedhof mit Ehrenmal 1870 - 1871, Grab 
Kistemaker, Grab General von Horn, Grab General Roth von
Schreckenstein, Grab I. G. Hamann

Alter Zoologischer Garten mit Eulenhaus, Teilen der Stadtbe-
festigung, Wasserbär

Hindenburgplatz

Kasinogarten

Promenade mit Grünanlagen, Gräben und Bastionen, Ehrenmal
für die Gefallenen 1864, 1866, 1870/1871, Figur des Hl. Nepomuk,
Ehrenmal Kürassier-Regiment, Ehrenmal Infanterie-Regiment 13,
Reste der Stadtmauer und des Neuwerks, Durchlass der Aa,
Wasserbär, Denkmal Annette von Droste Hülshoff, Denkmal
Julius Otto Grimm

Schlossgarten mit Neobarockbrücke zur Hüfferstraße, Ehrenmal
Lothringisches Feldartillerie-Regiment 69, Ehrenmal Feldartillerie-
Regiment 22, Ehrenmal Botschafter von Kettler, Botanischer
Garten, Orangerie, Gewächshäuser, Pavillon, Schlossgraben

Schlossplatz
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Widmung von Straßen nach dem
Straßen- und Wegegesetz NW

Gemäß § 6 (1) Straßen- und Wegegesetz
NRW wird die im Eigentum der Stadt
Münster stehende Rudolf-Diesel-Straße
einschließlich der beiden Stichstraßen
dem öffentlichen Straßenverkehr gewidmet.

Die Widmung bezieht sich auf die Straßen-
fläche, die in dem Übersichtsplan Nr. 1
dargestellt ist.

Der Übersichtsplan ist Bestandteil dieser
Widmungsverfügung. 

Die Straße wird als Gemeindestraße ein-
gestuft.

Gegen die Widmung ist der Widerspruch
zulässig. Er ist innerhalb eines Monats
vom Tage dieser Bekanntmachung an
schriftlich oder mündlich zur Niederschrift
beim Oberbürgermeister der Stadt Müns-
ter  (Postanschrift: Der Oberbürgermeister,
48127 Münster) zu erheben. Ein Nacht-
briefkasten befindet sich am Stadthaus 1,
Klemensstraße 10. Der Widerspruch kann
auch direkt beim Vermessungs- und Ka-
tasteramt (Postanschrift: Der Oberbürger-
meister,  Vermessungs- und Katasteramt,
48127 Münster) erhoben werden.

Münster, den 12. Februar 2004

Der  Oberbürgermeister
I.V.

Joksch
Stadtbaurat

Widmung von Straßen nach dem
Straßen- und Wegegesetz NW

Gemäß § 6 (1) Straßen- und Wegegesetz
NRW wird das im Eigentum der Stadt
Münster stehende Teilstück der Straße
Am Kalvarienberg dem öffentlichen
Straßenverkehr gewidmet.

Die Widmung bezieht sich auf die
Straßenfläche, die in dem Übersichtsplan
Nr. 2 dargestellt ist.

Der Übersichtsplan ist Bestandteil dieser
Widmungsverfügung. 

Die Straße wird als Gemeindestraße ein-
gestuft.

Gegen die Widmung ist der Widerspruch
zulässig. Er ist innerhalb eines Monats
vom Tage dieser Bekanntmachung an
schriftlich oder mündlich zur Niederschrift
beim Oberbürgermeister der Stadt Münster
(Postanschrift: Der Oberbürgermeister,
48127 Münster) zu erheben. Ein Nacht-
briefkasten befindet sich am Stadthaus 1,
Klemensstraße 10. Der Widerspruch kann
auch direkt beim Vermessungs- und Ka-

Übersichtsplan Nr. 1
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tasteramt (Postanschrift: Der Oberbürger-
meister,  Vermessungs- und Katasteramt,
48127 Münster) erhoben werden.

Münster, den 12. Februar 2004

Der  Oberbürgermeister
I.V.

Joksch
Stadtbaurat

Widmung von Straßen nach dem
Straßen- und Wegegesetz NW

Gemäß § 6 (1) Straßen- und Wegegesetz
NRW wird die im Eigentum der Stadt
Münster stehende Regina-Protmann-
Straße vom Bröderichweg bis zur Wien-
burgstraße dem öffentlichen Straßenver-
kehr gewidmet.

Die Widmung bezieht sich auf die Straßen-
fläche, die in dem Übersichtsplan Nr. 3
dargestellt ist.

Der Übersichtsplan ist Bestandteil dieser
Widmungsverfügung. 

Die Straße wird als Gemeindestraße ein-
gestuft.

Gegen die Widmung ist der Widerspruch
zulässig. Er ist innerhalb eines Monats
vom Tage dieser Bekanntmachung an
schriftlich oder mündlich zur Niederschrift

beim Oberbürgermeister der Stadt Müns-
ter  (Postanschrift: Der Oberbürgermeister,
48127 Münster) zu erheben. Ein Nacht-
briefkasten befindet sich am Stadthaus 1,
Klemensstraße 10. Der Widerspruch kann
auch direkt beim Vermessungs- und Ka-
tasteramt (Postanschrift: Der Oberbürger-
meister,  Vermessungs- und Katasteramt,
48127 Münster) erhoben werden.

Münster, den 12. Februar 2004

Der  Oberbürgermeister
I.V.

Joksch
Stadtbaurat

Widmung von Straßen nach dem
Straßen- und Wegegesetz NW

Gemäß § 6 (1) Straßen- und Wegegesetz
NRW wird das im Eigentum der Stadt
Münster stehende Teilstück der Mond-
straße vom Haus-Kleve-Weg bis zur
Theodor-Fontane-Straße dem öffentlichen
Straßenverkehr gewidmet.

Die Widmung bezieht sich auf die Straßen-
fläche, die in dem Übersichtsplan Nr. 4
dargestellt ist.

Der Übersichtsplan ist Bestandteil dieser
Widmungsverfügung. 

Übersichtsplan Nr. 3

Übersichtsplan Nr. 2
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Die Straße wird als Gemeindestraße ein-
gestuft.

Gegen die Widmung ist der Widerspruch
zulässig. Er ist innerhalb eines Monats
vom Tage dieser Bekanntmachung an
schriftlich oder mündlich zur Niederschrift
beim Oberbürgermeister der Stadt Müns-
ter  (Postanschrift: Der Oberbürgermeister,
48127 Münster) zu erheben. Ein Nacht-
briefkasten befindet sich am Stadthaus 1,
Klemensstraße 10. Der Widerspruch kann
auch direkt beim Vermessungs- und Ka-
tasteramt (Postanschrift: Der Oberbürger-
meister,  Vermessungs- und Katasteramt,

48127 Münster)  erhoben werden.

Münster, den 12. Februar 2004

Der  Oberbürgermeister
I.V.

Joksch
Stadtbaurat

Offenlegung der Ausbaupläne für
den Ausbau der Mondstraße

Die Mondstraße ist in ihrer gesamten
Länge von der Warendorfer Straße - L843

- bis zur Wolbecker Straße - L793 - aus-
gebaut worden. Die Baumaßnahme ist
abgeschlossen. Die Stadt Münster beab-
sichtigt Erschließungsbeiträge gemäß 
§ 127-135 Baugesetzbuch zu erheben.

Die Mondstraße ist in den Übersichtsplä-
nen  Nr. 5 und Nr. 6 dargestellt. 

Die Straße liegt nur teilweise im Geltungs-
bereich von Bebauungsplänen. 

Die Ausbaupläne für die Baumaßnahme
an der Mondstraße liegen in der Zeit vom
1. 3. 2004 bis zum 1. 4. 2004 während
der Dienststunden bei der Stadtverwal-
tung Münster, Kundenzentrum Planen
Bauen Umwelt, Stadthaus 3, Albersloher
Weg 33, zur Einsichtnahme öffentlich aus.

Während der Auslegungsfrist können ge-
gen die Ausbaupläne Anregungen schrift-
lich oder zur Niederschrift vorgebracht
werden.

Münster, den 12. Februar 2004

Der Oberbürgermeister
I.V.

Joksch
Stadtbaurat

Offenlegung des Bebauungsplan-
entwurfes Nr. 478: Steinfurter
Straße / Yorkring / Gasselstiege

Gemäß dem Baugesetzbuch wurde für
den oben bezeichneten Teil des Stadtge-
bietes Münster der Bebauungsplanent-
wurf Nr. 478 nebst Begründung aufge-
stellt.

Innerhalb des Plangebietes liegen folgen-
de Grundstücke:

Gemarkung Münster

Flur 71
Teile der Flurstücke 543, 675, 682.

Eine Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP)
ist gemäß dem "Gesetz über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung (UVPG)" nicht er-
forderlich.

Der Bebauungsplan Nr. 478 erstreckt sich
teilweise auf den Geltungsbereich des
Bebauungsplanes Nr. 379: Grevener
Straße / Steinfurter Straße / Yorkring. Mit
der Rechtskraft des Bebauungsplanes 
Nr. 478 soll der vorgenannte Bebauungs-
plan, soweit er von dem neuen Bebau-
ungsplan überlagert wird, teilweise außer
Kraft treten.

Die Abgrenzung des Bereiches des Be-
bauungsplanentwurfes Nr. 478 ist aus
dem abgedruckten Übersichtsplan Nr. 7
zu ersehen.

Gemäß § 3 (2) Baugesetzbuch wird hier-
mit bekanntgegeben:

Übersichtsplan Nr. 4
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Übersichtsplan Nr. 5
Abgrenzung der Ausbaupläne für den Ausbau der Mondstraße
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Übersichtsplan Nr. 6
Abgrenzung der Ausbaupläne für den Ausbau der Mondstraße
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Der Bebauungsplanentwurf Nr. 478 nebst
Begründung liegt vom 10. 3. bis 13. 4.
2004 zur Einsichtnahme öffentlich aus,
und zwar während der Dienststunden bei
der Stadtverwaltung Münster, im Kunden-
zentrum Planen - Bauen - Umwelt im Erd-
geschoss des Stadthauses 3, Albersloher
Weg 33.

Während dieser Auslegungsfrist können
zum Plan schriftlich Anregungen vorge-
bracht oder beim Stadtplanungsamt zur
Niederschrift erklärt werden.

Neben der Offenlegung gemäß § 3 (2)
Baugesetzbuch im Kundenzentrum Pla-
nen - Bauen - Umwelt kann der Entwurf
des Bebauungsplanes Nr. 478 zur zu-
sätzlichen Information der Bürgerinnen
und Bürger auch im Internet unter
www.muenster.de/stadt/stadtplanung 
eingesehen werden.

Münster, den 27. Februar 2004

Der Oberbürgermeister
I. V.

Schultheiß
Stadtdirektor

Beschluss zur Aufstellung des Be-
bauungsplanes Nr. 481: Cherusker-
ring / Kanalstraße / Promenade /
Nordstraße / Wichernstraße

Gemäß § 60 (1) Satz 2 Gemeindeordnung
NW wurde am 27. 2. 2004 folgende
Dringlichkeitsentscheidung herbeigeführt.

Für den Bereich zwischen Cheruskerring,
Kanalstraße, Promenade, Nordstraße und
Wichernstraße ist gemäß § 2 (1) Bauge-
setzbuch ein Bebauungsplan u.a. zur Fest-
setzung von Art und Maß der baulichen
Nutzung, der überbaubaren Grundstücks-
flächen und der Verkehrsflächen aufzu-
stellen.

Innerhalb dieses Gebietes liegen die fol-
genden Grundstücke:

Gemarkung Münster

Flur 108
Flurstücke 237, 238, 242, 243, 244, 245,
247, 249, 250, 251, 252, 255, 267, 268,
269, 270, 271, 272, 273, 276, 277, 278,
279, 280, 281, 282, 283, 284, 285, 286,
287, 288, 289, 535, 538, 581, 598, 600,
602, 610, 612, 618, 620, 634, 636, 638,
646, 658, 661, 662, 667, 674, 675, 676,
677, 678, 679, 680, 685, 701, 703, 704  

Flur 109
Flurstücke 68, 69, 70, 73, 74, 75, 76, 77,
78, 79, 80, 81, 82, 83, 84, 88, 89, 90, 93,
94, 95, 96, 97, 98, 99, 100, 101, 102,
103, 104, 105, 106, 107, 108, 109, 110,
111, 112, 113, 114, 115, 116, 117, 129,
130, 233, 234, 238, 239

Flur 111 
Teil des Flurstücks 1215

Flur 112
Flurstücke 5, 6,7, 8, 9, 10, 11, 12, 13, 14,
15, 16, 17, 18, 20, 21, 24, 25, 29, 30, 31,
32, 33, 34, 35, 36, 37, 38, 39, 40, 41, 42,
43, 44, 46, 47, 48, 49, 50, 51, 52, 53, 54,
57, 60, 62, 64, 65, 70, 72, 73, 75, 76, 82,
83, 84, 86, 87, 88, 89, 92, 98, 105, 106,
107, 110, 111, 112, 114, 116, 120, 121,
122, 123, 125, 126, 128, 129, 130, 131,
132, 133, 134, 135, 136, 137, 141, 142,
143, 144, 145, 146, 151, 152, 153, 155,
156, 157, 158, 159, 162, 163, 164, 165,
166, 167, 168, 169, 170, 173, 175, 176,
177, 178, 179, 180, 181, 182, 183, 184,
186, 187, 188, 189, 190, 205, 213, 214,
215, 218, 219, 220, 224, 226, 236, 238,
240, 241, 243, 246, 247, 248, 249, 250,
252, 253, 254, 255, 260, 261, 265, 266,
267, 272, 274, 275, 276, 277, 278, 280,
281, 282, 283, 284, 285, 286, 287, 288,
289, 292, 293, 294, 295, 296, 297, 300,
303, 304, 306, 307, 308, 309, 312, 318,
319, 321, 323, 324, 325, 326, 327, 328,
329, 330, 332, 333, 334, 336, 337, 338,
339, 340, 341, 342, 343, 344, 345, 346,
347, 348, 349, 350, 351, 352, 353, 354,
355, 356, 357, 358, 359, 360, 361, 364,
365, 366, 367, 368, 369, 374, 375, 376,
377, 378, 379, 380, 381, 382, 383, 386,
387, 388, 389, 390, 391, 392, 395, 404,
405, 406, 409, 410, 411, 412, 413, 414,
415, 416, 417, 418, 419, 420, 421, 423,
424, 425, 430, 431, 432, 434, 435, 436,
437, 438, 439, 440, 441, 442, 446, 447,
448, 449, 450, 451, 452, 455, 456, 461,
462, 463, 466, 467, 468, 469, 470, 477,
483, 488, 491, 492, 493, 494, 495, 496,
497, 499, 502, 503, 504, 505, 506, 507,
509, 510, 511, 512, 515, 516, 518, 519,
520, 521, 527, 528, 529, 530, 532, 533,
534, 535, 537, 538, 541, 542, 543, 544,
545, 546, 547, 550, 551, 552, 553, 554,

555, 556, 557, 558, 559, 560, 563, 565,
566, 567, 571, 572, 573, 574, 575, 576,
577, 578, 579, 581, 585, 586, 587, 588,
589, 593, 594, 595, 596, 597, 598, 599,
600, 601, 603, 604, 605, 607, 608, 611,
612, 613, 614, 615, 616, 617, 618, 619,
620, 621, 623, 627, 628, 629, 630, 632,
635, 636, 637, 638, 648, 649, 652, 653,
656, 657, 661, 662, 663, 664, 665, 666,
667, 671, 672, 673, 674, 675, 678, 679,
680, 681, 682, 683, 684, 685, 686, 687,
688, 689, 690, 691, 692, 693, 694, 699,
701, 707, 708, 709, 711, 712, 715, 716,
717, 721, 722, 723, 724, 725, 726, 727,
731, 736, 739, 740, 741, 742, 743, 744,
748, 749, 752, 753, 757, 758, 760, 761,
762, 763, 764, 765, 775, 777, 779, 780,
781, 782, 784, 785, 788, 790, 791, 792,
800, 801, 806, 807, 808, 809, 810, 812,
815, 816, 817, 818, 830, 832, 834, 838,
839, 845, 846, 847, 848, 860, 862, 864,
868, 869, 871, 873, 876, 877, 878, 879,
880, 883, 884, 891, 892, 893, 894, 895,
896, 897, 899, 902, 903, 904, 905, 906,
908, 910, 911, 913, 914, 915, 923, 925,
929, 933, 934, 935, 937, 940, 941, 942,
943, 944, 945, 946, 947, 948, 949, 950,
952, 953, 954, 955, 956, 957, 959, 961,
962, 963, 964, 966, 968, 970, 977, 979,
981, 982, 983, 984, 986, 987, 988, 989,
990, 991, 992, 993, 994, 996, 998, 999,
1000, 1002, 1005, 1007, 1011, 1012,
1013, 1014, 1017, 1018, 1021, 1022,
1023, 1024, 1029, 1031, 1032, 1033,
1034, 1035, 1037, 1038, 1039, 1040,
1041, 1042, 1043, 1044, 1046, 1048,
1049, 1050, 1051, 1052, 1053, 1054,
1055, 1056, 1057, 1060, 1061, 1062,
1063, 1064, 1065, 1066, 1067, 1068,
1069, 1071, 1073, 1074, 1075, 1077,
1079, 1080, 1081, 1083, 1084, 1085,
1087, 1088, 1090, 1091, 1093, 1094,
1096, 1097, 1098, 1099, 1100, 1101,
1102, 1103, 1104, 1105, 1106, 1109,
1111, 1112, 1114, 1115, 1117, 1118,
1119, 1120, 1121, 1122, 1123, 1124,
1125, 1126, 1127, 1128, 1129, 1130,
1131, 1132, 1133, 1134, 1135, 1136,
1138, 1140, 1141, 1146, 1151, 1152,
1153, 1154, 1155, 1156, 1158, 1161,
1162, 1163, 1164, 1165, 1166, 1167,
1168, 1169, 1170, 1171, 1172, 1173,
1174, 1175, 1176, 1177, 1178, 1179,
1180, 1181, 1182, 1183, 1184, 1189,
1190, 1191, 1192, 1193, 1194, 1195,
1196, 1197, 1198 

Die Abgrenzung des Bereiches des aufzu-
stellenden Bebauungsplanes Nr. 481 ist
aus dem abgedruckten Übersichtsplan
Nr. 8 zu ersehen.

Die vorstehende Dringlichkeitsentschei-
dung wird hiermit öffentlich bekanntge-
macht.

Münster, den 27. Februar 2004

Dr. Tillmann Heuer
Oberbürgermeister Ratsherr

Übersichtsplan Nr. 7   M. 1 : 15.000
Abgrenzung des Bebauungsplanes Nr. 478
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Bekanntmachung von
Straßennamen

Die Bezirksvertretung Münster-Ost hat in
ihrer Sitzung am 5. 2. 2004 folgenden
Beschluss gefasst:  Der Straßenname
Ernst-Schenk-Straße wird korrigiert und
lautet ab sofort Ernst-Schenke-Straße. 

Münster, den 12. Februar 2004

Der Oberbürgermeister
I.V.

Joksch
Stadtbaurat

Aufforderung der Wehrpflichtigen
des Geburtsjahrganges 1986 zur
Meldung zur Erfassung

Nach § 1 des Wehrpflichtgesetzes (WPflG)
sind alle Männer, die Deutsche im Sinne
des Grundgesetzes sind und ihren stän-
digen Aufenthalt in der Bundesrepublik
Deutschland haben, vom  vollendeten 
18. Lebensjahr an wehrpflichtig (Wehr-
pflichtvoraussetzungen). Die Erfassung
kann bereits ein Jahr vor Vollendung des
18. Lebensjahres durchgeführt werden 
(§ 15 Abs. 6 WPflG).

Alle Personen des Geburtsjahrganges
1986, die wehrpflichtig sind und denen
bislang kein Schreiben der Erfassungsbe-
hörde über die bevorstehende Erfassung
zugegangen ist, werden nach § 15 Abs. 1
WPflG aufgefordert, sich umgehend per-

sönlich oder schriftlich während der
Sprechstunden

montags bis donnerstags
von 8.00 Uhr - 16.00 Uhr

freitags
von 8.00 Uhr - 12.00 Uhr

beim Amt für Bürgerangelegenheiten im
Stadthaus 1, Zi. 283, zu melden. 

Diese Aufforderung ergeht insbesondere
an Personen ohne feste Wohnung, die die
Wehrpflichtvoraussetzungen erfüllen.

Bei der persönlichen Meldung ist der Per-
sonalausweis oder Reisepass mitzubrin-
gen. Es empfiehlt sich, auch sonstige der
Feststellung der Wehrpflicht dienende
Unterlagen mitzubringen.

Arbeitnehmern, deren Arbeitgeber nicht
nach § 14 Arbeitsplatzschutzgesetz zur
Weiterzahlung des Arbeitsentgelts ver-
pflichtet ist, wird der durch die Erfassung
entstehende Verdienstausfall durch die
Erfassungsbehörde auf Antrag erstattet.
Dies gilt auch für die entstehenden not-
wendigen Auslagen, insbesondere Fahrt-
kosten am Ort der Erfassung.

Ich weise darauf hin, dass nach § 45
WPflG ordnungswidrig handelt, wer vor-
sätzlich oder fahrlässig gegen eine Vor-
schrift des § 15 Abs. 1 WPflG über die
Erteilung von Auskünften oder die per-
sönliche Meldung zur Erfassung verstößt.
Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer
Geldbuße geahndet werden.

Münster, den 16. Februar 2004

Der Oberbürgermeister
I.V.

Dr. Heinrichs
Stadtrat

Öffentliche Zustellung

Für

Herrn Heinz Meyer
Malvenweg 52
48163 Münster

liegt bei Stadt Münster, Ordnungsamt 
-32/2-, Klemensstrasse 10, 48127
Münster, Z. 468, folgendes Schriftstück
vor:

Bescheid vom 5. 2. 2004

Aktenzeichen 32.2.55-4004.0168.641.6

Dieses Schriftstück kann in der vorge-
nannten Dienststelle zu den üblichen
Sprechzeiten in Empfang genommen 
werden.

Münster, den 11. Februar 2004

Der Oberbürgermeister
I.A.

Vechtel

Bekanntmachung über die Fest-
stellung des Jahresabschlusses
zum 31.12.2001 und des Lage-
berichtes 2001 von MÜNSTER
MARKETING

Der Rat der Stadt Münster hat am 11. 12.
2002 über die Feststellung des Jahres-
abschlusses zum 31. 12. 2001 von
MÜNSTER MARKETING wie folgt be-
schlossen:

Der Jahresgewinn 2001 in Höhe von
18.280,46 € wird zum 31. 12. 2001 in die
Rücklage eingestellt.

Der Jahresabschluss zum 31. 12. 2001
und der Lagebericht 2001 liegen in der
Zeit vom 10. 3. 2004 bis 23. 3. 2004 bei
der Stadt Münster, Münster Information,
Heinrich-Brüning-Str. 9, während der
Dienstzeiten zur Einsicht aus.

Bekanntmachungsanordnung 

Die vorstehende Bekanntmachung über
die Feststellung des Jahresabschlusses
zum 31. 12. 2001 und des Lageberichts
2001 sowie der von der Gemeindeprü-
fungsanstalt Nordrhein-Westfalen mit
Verfügung vom 21. 1. 2004 erteilte ab-
schließende Vermerk über die Prüfung
des Jahresabschlusses zum 31. 12. 2001
von MÜNSTER MARKETING werden hier-
mit öffentlich bekannt gemacht.

Münster, den 12. Februar 2004

Der Oberbürgermeister
Dr. Tillmann

Bekanntmachung über die Fest-
stellung des Jahresabschlusses
zum 31.12.2002 und des Lage-
berichtes 2002 von MÜNSTER
MARKETING

Der Rat der Stadt Münster hat am 16. 7.
2003 über die Feststellung des Jahres-
abschlusses zum 31.12.2002 von
MÜNSTER MARKETING wie folgt be-
schlossen:

Der Jahresgewinn 2002 in Höhe von
11.884,04 € wird zum 31. 12. 2002 in die
Rücklage eingestellt.

Der Jahresabschluss zum 31. 12. 2002
und der Lagebericht 2002 liegen in der
Zeit vom 10. 3. 2004 bis 23. 3. 2004 bei
der Stadt Münster, Münster Information,
Heinrich-Brüning-Str. 9, während der
Dienstzeiten zur Einsicht aus.

Bekanntmachungsanordnung 

Die vorstehende Bekanntmachung über
die Feststellung des Jahresabschlusses
zum 31. 12. 2002 und des Lageberichts

Übersichtsplan Nr. 8   M. 1 : 15.000
Abgrenzung des aufzustellenden Bebau-
ungsplanes Cheruskerring / Kanalstraße /
Promenade / Nordstraße / Wichernstraße
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2002 sowie der von der Gemeindeprü-
fungsanstalt Nordrhein-Westfalen mit
Verfügung vom 9. 12. 2003 erteilte ab-
schließende Vermerk über die Prüfung
des Jahresabschlusses zum 31. 12. 2002
von MÜNSTER MARKETING werden hier-
mit öffentlich bekannt gemacht.

Münster, den 12. Februar 2004

Der Oberbürgermeister
Dr. Tillmann

Raumordnungsverfahren mit inte-
griertem Zielabweichungsverfah-
ren für die geplante Neuansiedlung
eines IKEA - Einrichtungshauses in
der Stadt Osnabrück (Rheiner
Landstraße, Stadtteil Hellern) der
IKEA Verwaltungs GmbH; Einlei-
tung des Verfahrens

Die Stadt Osnabrück als untere Landes-
planungsbehörde hat mit Verfügung vom
15. 1. 2004 das Raumordnungsverfahren
mit integriertem Zielabweichungsverfah-
ren für die geplante Neuansiedlung eines
IKEA - Einrichtungshauses in der Stadt
Osnabrück (Rheiner Landstraße, Stadtteil
Hel-lern) gemäß §§ 14 ff und § 11 des
Niedersächsischen Gesetzes über Raum-
ordnung und Landesplanung eingeleitet.

Die Verfahrensunterlagen liegen in der Zeit
vom 10. 3. bis 13. 4. 2004 zur Einsichtnah-
me für die Öffentlichkeit aus; die Ausle-
gung erfolgt während der Dienststunden
(Mo. - Mi. von 8:00 Uhr bis 16:00 Uhr, 
Do. von 8:00 Uhr bis 18:00 Uhr, Fr. von
8:00 Uhr bis 13:00 Uhr) bei der Stadtver-
waltung Münster, im Kundenzentrum Pla-
nen - Bauen - Umwelt im Erdgeschoss
des Stadthauses 3, Albersloher Weg 33.

Jedermann kann sich bis spätestens zwei
Wochen nach Beendigung der Auslegung,
das ist bis zum 27. 4. 2004 bei der Stadt-
verwaltung Münster, 48127 Münster bzw.
Stadthaus 3, Zimmer 106, Albersloher
Weg 33, schriftlich oder mündlich zur
Niederschrift zu dem Vorhaben äußern.
Die Stadt Münster leitet die fristgerecht
vorgebrachten Anregungen an die untere
Landesplanungsbehörde (Stadt Osna-
brück) weiter.

Münster,  den 16. Februar 2004
I.V.

Schultheiß
Stadtdirektor

Jahresabschluss 2001 der 
Technologiepark Münster GmbH

Die Gesellschafterversammlung hat am
15. 12. 2003 den Jahresabschluss der
Technologiepark Münster GmbH zum 
31. 12. 2001 festgestellt und wie folgt 
beschlossen: 

"1.Gemäß § 10 des Gesellschafterver-
trages stellen die Gesellschafter das
Ergebnis des Jahresabschlusses für
2001 mit einem Jahresfehlbetrag von
75.629,97 € (147.919,37 DM) fest. Der
Jahresfehlbetrag wird auf neue
Rechnung vorgetragen.

2. Den Geschäftsführern und den Mitglie-
dern des Aufsichtsrates wird für das
Geschäftsjahr 2001 Entlastung erteilt."

Die mit der Prüfung des Jahresabschlus-
ses und des Lageberichtes der Technolo-
giepark Münster GmbH beauftragte Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft Dr.  Schu-
macher & Partner GmbH, Münster, hat
den uneingeschränkten Bestätigungs-
vermerk erteilt. 

Jahresabschluss und Lagebericht liegen
in der Zeit vom 10. - 16. 3. 2004 in den
Geschäftsräumen der Gesellschaft, Men-
delstr. 11, 48149 Münster, zur Einsicht-
nahme aus. 

Münster, den 11. Februar 2004

Die Geschäftsführung

Jahresabschluss 2002 der 
Technologiepark Münster GmbH

Die Gesellschafterversammlung hat am
15. 12. 2003 den Jahresabschluss der
Technologiepark Münster GmbH zum 
31. 12. 2002 festgestellt und wie folgt 
beschlossen: 

"1.Gemäß § 10 des Gesellschaftervertra-
ges stellen die Gesellschafter das
Ergebnis des Jahresabschlusses für
2002 mit einem Jahresfehlbetrag von
314.381,76 € fest. Der Jahresfehlbe-
trag wird auf neue Rechnung vorgetra-
gen.

2. Den Geschäftsführern und den Mit-
gliedern des Aufsichtsrates wird für
das Geschäftsjahr 2002 Entlastung 
erteilt."

Die mit der Prüfung des Jahresabschlus-
ses und des Lageberichtes der Technolo-
giepark Münster GmbH beauftragte Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft Dr. Schu-
macher & Partner GmbH, Münster, hat
den uneingeschränkten Bestätigungsver-
merk erteilt. 

Jahresabschluss und Lagebericht liegen
in der Zeit vom 10. - 16. 3. 2004 in den

Geschäftsräumen der Gesellschaft, Men-
delstr. 11, 48149 Münster, zur Einsicht-
nahme aus. 

Münster, den 11. Februar 2004

Die Geschäftsführung

Einladung zur Jagdgenosssen-
schaftsversammlung

Am 14. und 15. April 2004 finden folgen-
de Jagdgenossenschftsversammlungen
statt, zu denen hiermit eingeladen wird.

Amelsbüren-Süd
14. April 2004 um 20 Uhr
Gaststätte Witlerbaum, 
Münster-Amelsbüren, Davertstr. 176

Amelsbüren-Nord
15. April 2004 um 20 Uhr
Gaststätte „An de Wiedau“,
Münster-Amelsbüren, Wiedaustr. 112

Tagesordnung

1. Begrüßung

2. Protokoll der letzten Versammlung

3. Kassenbericht 2002-2003 und 
2003-2004

4. Bericht der Rechnungsprüfer

5. Entlastung des Vorstandes und des
Kassenführers

6. Neuwahl der Rechnungsprüfer

7. Beratung und Beschlussfassung über
den Haushaltsplan 2004-2005 und
2004-2006

8. Jagdverpachtungsangelegenheiten

9. Verschiedenes

Der Haushaltsplan 2004-2005 und 2005-
2006 und der Beschluss über die Verwen-
dung des Reinertrages liegen vom 16. April
bis 23. April 2004 beim Kassenführer
Alfons Lütke-Dartmann, Auf der Breie 17,
48163 Münster-Amelsbüren aus. Voran-
meldung unter 0 25 01/5 85 73 ist zweck-
mäßig.

Münster-Amelsbüren, den 1. März 2004

Die Vorsitzenden der
Jagdgenossenschaften

Bernh. Schwenken (Gen. Süd)
Paul Bose (Gen. Nord)

Aufnahme eines Aufgebotes

Der Gläubiger des in Verlust geratenen
Sparbuches

Nr. 313309148

der Sparkasse Münster hat dessen
Kraftloserklärung beantragt.
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Der Inhaber dieses Sparbuches wird hier-
mit aufgefordert, binnen drei Monaten,
gerechnet von dem u. g. Datum an, seine
Rechte unter Vorlegung des Sparbuches
anzumelden; andernfalls wird das Spar-
buch für kraftlos erklärt.

Münster, den 20. Februar 2004

Sparkasse Münsterland Ost
„Der Vorstand”



55



56

Herausgegeben von der Stadt Münster 
– Presse- u. Informationsamt –,
Stadthaus, Klemensstraße, Ruf 492 - 13 51.
Redaktion: Christian Büttner
Einzelpreis: 1,00 €
Bezugsgeld jährlich 32,00 €. Abonnements-
bestellungen sind zu richten an die Stadt Münster 
– Presse- und Informationsamt –.
Kündigung spätestens bis zum 15. Dezember für
den 1. Januar des folgenden Jahres.
Einzelnummern sind in der Münster Information,
Heinrich-Brüning-Straße 9, erhältlich.
Druck: Joh. Burlage
48157 Münster, Kiesekampweg 2, Ruf 2 42 22

Absender:

STADT MÜNSTER
Presse- u. Informationsamt

48127 Münster

Postvertriebsstück  –  K 1208 B  –  Gebühr bezahlt


